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Zusammenfassung 

Laut Umfragen wandelt sich der Wunsch nach Wohnen im Alter. Heutige Ältere Menschen 

setzen noch nicht vermehrt auf Hilfe- und Pflegemöglichkeiten innerhalb ihrer Wohnung. 

Dabei ist die Tendenz bei einem Teil der Babyboomer zu erkennen, welche dies 

zunehmend ab einem Alter von 70 Jahren wünschen. Ziel war es herauszuarbeiten, wer 

zu den Babyboomern zählt, wie stark sie in der Bevölkerung insgesamt, in Sachsen-

Anhalt und dem Saalekreis vertreten sind und welche Einflussfaktoren es auf ihre 

Wohnwünsche gibt. Außerdem erfolgte eine begriffliche Klärung von Hilfe- und 

Pflegebedarf und dazu ebenfalls Zahlen zu Pflegebedürftigen in der BRD, dem Land 

Sachsen-Anhalt und dem Saalekreis. Eine Auseinandersetzung mit den derzeitigen 

Wohnmöglichkeiten mit Hilfe und Pflege sollte eine kurze Übersicht zu den Angeboten 

aus heutiger Sicht bieten. Zukünftig auftretende Versorgungsdefizite zeigten auf, dass die 

jetzigen Wohn- und Versorgungsformen, der Zahl der Babyboomer und ihren Ansprüchen 

schwer gerecht werden können. Quartierskonzepte hingegen bieten die Chance, den 

Bedürfnissen der Babyboomer Rechnung zu tragen und die sich entwickelnden 

Versorgungsdefizite zu minimieren. Zwar gibt es auch Hürden zu einer intakten 

Quartiersstruktur, aber bereits umgesetzte Projekte an verschiedenen Standorten 

beweisen, dass diese überwunden werden können. 
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1. Einleitung 

Deutschland belegt den zweiten Platz. Diese Nachricht sollte Anlass zur Freude geben, 

wäre er in einer sportlichen Disziplin. Jedoch bezieht sich dieser Tatbestand darauf, dass 

in Deutschland die zweitälteste Bevölkerung der Welt lebt (Die Welt, 2012). Junge 

Menschen wollen älter werden und ältere Menschen wollen wieder jünger sein. Wer sich 

viel mit Individuen unterschiedlicher Generationen unterhält, bekommt häufig zunächst 

solch einen typischen Eindruck. Wenn die Gedanken jedoch weitere Kreise ziehen, 

kristallisiert sich vielfach der Wunsch heraus, älter werden zu wollen, nur eben mit dem 

Anliegen seine Selbständigkeit zu behalten. Diese Selbständigkeit wird unmittelbar mit der 

Art des Wohnens verbunden (Zeit Online, o.J.). Eine Befragung darüber, wie Personen ab 

50 Jahren im Alter von 70 Jahren wohnen wollen ergab (Abb.1), dass 67 Prozent in einer 

Wohnung bzw. einem Haus ohne Hilfe wohnen wollen (Statista, 2014). 57 Prozent 

möchten über die Möglichkeit zur Hilfe in den eigenen vier Wänden verfügen (Statista, 

2014). Gestärkt wird dieser Wunsch durch die Pflegeversicherung im Paragraphen  43 

Abs. 1 SGB XI. Dieser beinhaltet das Prinzip, das die ambulante Versorgung einen 

Vorrang vor der Stationären genießt. Mit dem Blick auf die steigende Anzahl der Hilfs- und 

Pflegebedürftigen ist es jedoch fraglich, ob dieses Prinzip weiter bestand haben wird. 

Zwischen 1955 und 1965 sind besonders viele Babys geboren worden (Hank, 2013). 

Personen, welche in diesem Zeitraum geboren wurden, werden als die Babyboomer 

bezeichnet. Prognosen gehen davon aus, dass es im Jahr 2030 zwischen 3,09 bis 3,36 

Millionen Pflegebedürftige geben wird (Kuhlmey, 2010, S. 138). Die aktuellste Zahl für 

dieses Jahrhundert liegt bei 2,5 Millionen Pflegebedürftigen 2011 (dapd, 2013). Die 

Mehrheit der Pflegebedürftigen wird zu Hause versorgt, entweder durch einen ambulanten 

Pflegedienst, durch selbstorganisierte Hilfen oder durch Beratungs- und 

Dienstleistungsangebote, welche unkompliziert erreichbar sein sollen sowie sich in der 

unmittelbaren Umgebung befinden (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 6). Es wird das Ziel 

verfolgt, dass älter werdende Personen möglichst lange in ihrer vertrauten Umgebung 

wohnen bleiben können und somit eine hohe Lebensqualität garantiert werden kann 

(Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 6).  

 

Dringend notwendig dafür sei barrierearmer bzw. barrierefreier Wohnraum (Bäuerle/ 

Scherzer, 2009, S. 6). Heutige Schätzungen gehen davon aus, dass es momentan circa 

400.000 davon gibt (Eduard Pestel Institut, o.J.). „Insgesamt ist bis zum Jahr 2025 von 

einer Zunahme an Seniorenhaushalten (70 Jahre und älter) um knapp 26 % auf dann fast 

9,9 Mio. zu rechnen. Nimmt man als Bedarfsansatz, dass es sinnvoll wäre, wenn im Jahr 

2025 für ein Fünftel dieser Seniorenhaushalte eine barrierefreie Wohnung verfügbar ist, 
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so errechnet sich bundesweit ein Bedarf an knapp 2 Mio. barrierefreien Wohnungen“ 

(Eduard Pestel Institut, o.J.). Anders formuliert sei ein universelles Design 

wünschenswert, welches die UN-Behindertenrechtskonvention vorsieht, da sich die 

Umgebung an die Personen anpassen soll und nicht anders herum (Jocham, 2013, S. 

28). In den 1990er Jahren hat der Verein Alt und Jung e.V. und die Bielefelder 

Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH (BGW) dieses Prinzip erkannt und bereits ein 

Wohnkonzept entworfen sowie umgesetzt, dass Bielefelder Modell (Jocham, 2013, S. 28). 

Die Höhe des Assistenzbedarfs, als auch die des Hilfe- bzw. Pflegebedarfs bei allen 

Anwohnern des Quartieres ist bunt gemischt (Jocham, 2013, S. 28). Es kann sogar „eine 

kostenneutrale Versorgungssicherheit rund um die Uhr durch Fachkräfte für alle 

BürgerInnen im Umkreis von 500 bis 1.000 Metern gewährleistet werden“ (Jocham, 2013, 

S. 28). Zusätzlich von Bedeutung war die Errichtung eines Nachbarschaftszentrums und 

dazugehörige Gemeinschaftsräume für die Bewohner1 des Quartiers (Möller, 2004, S. 22). 

In Verbindung damit etablierte sich ein Angebot von ehrenamtlichen Helfern, welche die 

kurzen Wege überaus schätzen (Möller, 2004, S. 49). Voraussagen zeigen, dass 

Netzwerke mit freundschaftlichem Charakter in Zukunft zunehmen werden (Maier, 2008, 

S. 228). Gerade wenn keine Familie vorhanden ist oder diese zu weit entfernt wohnt 

(Maier, 2008, S. 228). Ebenfalls ist es wichtig zu berücksichtigen, dass sich die Zeit, 

welche zu Hause verbracht wird, mit dem Alter erhöht (Voges/ Zinke, 2010, S. 301). 

Unterschiedliche Studien zeigen Werte von dreiviertel bis mehr als vierfünftel an 

Tageszeit auf, welche Ältere in ihrer Wohnung, ihrem Haus oder im Garten verbringen 

(Voges/ Zinke, 2010, S. 301). Anders ausgedrückt verbringen Ältere „durchschnittlich 

weniger als drei Stunden außerhalb der Wohnung“ (Voges/ Zinke, 2010, S. 305). Gründe 

bzw. Voraussetzungen die Wohnung zu verlassen hängen von vielen Faktoren ab. Zum 

Beispiel von der körperlichen Verfassung, die Erreichbarkeit des öffentlichen 

Nahverkehrs, des Bildungsniveaus u.a. (Voges/ Zinke, 2010, S. 305). „Zu den am 

häufigsten besuchten Orten im Wohnquartier zählen der nächstgelegene Einkaufsladen, 

der Supermarkt, das Restaurant und die Parkanlage“ (Voges/ Zinke, 2010, S. 306). Die 

sich vollziehenden Veränderungen des Wohnen und Lebens in den Zyklen des 

Älterwerdens stellen an kommende Generationen, in allen privaten und geschäftlichen 

Bereichen, enorme Anforderungen. Das Gelingen kann auf vielerlei Weise beeinflusst 

werden. 

  

                                                           
1
 Aufgrund eines komfortableren Leseflusses ist jeweils nur die männliche Formulierung im gesamten Text verwendet 

worden. Selbstverständlich sind immer die Angehörigen beider Geschlechter damit gemeint. Wenn Abweichungen 

auftreten, wird ausdrücklich darauf hingewiesen.   
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2. Fragestellung und Methodik 

Somit stellt sich folgende Frage: Wie verändern sich die Wohn- und 

Betreuungsanforderungen der Babyboomerjahrgänge bei Hilfe- und Pflegebedürftigkeit? 

Verschiedene große deutsche Zeitungen, welche auch online vertreten sind, wie die Welt 

oder die Zeit, liefern Beiträge bezüglich Gedanken der Altersstruktur der Bevölkerung und 

deren Wunsch nach Selbstständigkeit. Eine Statistik, welche auf der Internetseite Statista 

veröffentlicht wurde, konnte in die Untersuchung eingeschlossen werden, da sie die 

Wohnwünsche der ab 50 Jährigen, also einem Teile der Babyboomergeneration, in der 

Zukunft im Alter von 70 Jahren erfasst. Sehr viele Bücher die in diese Arbeit 

eingeschlossen worden, sind von der Springer-Link Internetseite, über einen Zugang der 

Universität Halle. Durch einen Kontakt der Autorin, ergab sich dadurch eine erhöhte 

Anzahl an Literatur mit kostenfreiem Zugang. Auf der Grundlage des Buches Pflegestufen 

– beurteilen und widersprechen, als auch über das Bundesministerium für Gesundheit 

ergab sich die begriffliche Definition von Hilfe- und Pflegebedürftigkeit. Dazugehöriges 

Zahlenmaterial für die BRD konnte auf der Internetseite des Statistischen Bundesamts 

durch die Pflegestatistik 2011 ermittelt werden. Zahlen von Hilfe- und Pflegebedürftigkeit 

für das Land Sachsen-Anhalt und konkreter für den Saalekreis bot das Statistische 

Landesamt Sachsen-Anhalt auf seiner Internetseite an.  

 

Die Hauptliteratur bezüglich des Kapitels der Babyboomer konnte über die Suchmaschine 

Google ermittelt werden. Die Funktion der automatischen Erweiterung bzw. 

Vervollständigung des Suchbegriffes ergab einen Report des Deutschen Zentrums für 

Altersfragen. Statistische Zahlen für das gesamte Bundesgebiet, sowie allgemeine 

Informationen bezüglich der Babyboomer befanden sich im Report. Ebenso wurde über 

Google eine Studie über Wohnbedürfnisse und Wohnmobilität in Alter gefunden, welche 

die Babyboomer und die heutigen Älteren in den Fokus nimmt. Zwar bezieht sich diese 

Studie auf das Gebiet der Schweiz, aber auch dort gibt es eine Generation der 

Babyboomer und diese haben ähnlich ausgeprägte Merkmale, wie jene in Deutschland. 

Für detailliertere Zahlen in Bezug auf Sachsen-Anhalt und den Saalekreis gesehen, 

musste Kontakt zum Statistischen Landesamt für Sachsen-Anhalt aufgenommen werden. 

Per E-Mail war es möglich unveröffentlichte Tabellen zu erhalten. Diese beinhalten Zahlen 

der Lebendgeborenen ab 1955 bis 2011 für ganz Sachsen-Anhalt und nach Alter zum 

Stand Ende des Jahres 2012. Um auch für die Jahre 1955 bis 1968 die Lebendgeborenen 

nach damaligen Bezirken für Sachsen-Anhalt und den Saalekreis zu ermitteln, wurden die 

statistischen Jahrbücher der Deutschen Demokratischen Republik herangezogen. Diese 

sind über den Onlinekatalog der Universitätsbibliothek Leipzig zu finden unter dem 
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Suchbegriff Statistisches Jahrbuch der Deutschen Demokratischen Republik. Es erfolgte 

eine Weiterleitung zum kostenfreien deutschen digitalen Zeitschriftenarchiv, auch 

DigiZeitschriften genannt.  

 

Das Buch Alter(n) bewegt liefert in seinem Kapitel individuelle Wohnformen zu 

verschiedenen Wohnmöglichkeiten mit Hilfe und Pflege Informationen ihrer 

Ausgestaltung. Ergänzend konnten die beiden Internetplattformen Wohnen im Alter und 

die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisation (BAGSO) zu den Inhalten 

beitragen.   

 

Fakten zu Versorgungsdefiziten ließen sich über das Bundesministerium für Gesundheit 

und die Bundesagentur für Arbeit ermitteln. Beide informieren über den Fachkräftemangel 

im Gesundheits- und Pflegebereich in Deutschland. Durch eine bereits der Autorin 

bekannten Studie der Friedrich Ebert Stiftung, bezüglich der Gestaltung der Unterstützung 

in Deutschland bei Hilfe- und Pflegebedürftigkeit, konnte das Subsidiaritätsprinzip als 

mögliches Defizit ermittelt werden.   

 

Um den Begriff des Quartiers zu fassen, kam das Buch Quartiersforschung von Olaf 

Schnur zur Anwendung, welches unter dem Suchbegriff Definition Quartier unter 

Springer-Link gefunden wurde. Unter demselben Suchbegriff fand sich noch Material zum 

Thema Nachhaltigkeit in der Quartiersentwicklung, ebenfalls von Schnur, in 

Zusammenarbeit mit dem Autor Drilling. Die Recherche zu den baulichen und sozialen 

Anforderungen von Quartieren erfolgte über das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung (BMVBS) und die Suchmaschine Google über die Suchanfrage 

Anforderungen an Gestaltung von Quartierskonzepten. Als ersten Eintrag ergab sich eine 

Dokumentation zum Leben und Wohnen im Alter von der Bertelsmann Stiftung und dem 

Kuratorium Deutsche Altenhilfe. Zusätzlich ergab sich über die Internetseite der Zeitschrift 

Heilberufe eine Information bezüglich eines Wohnatlas, welcher ebenfalls Kenntnisse zu 

baulichen Strukturen, sowie Versorgungsdefizite liefern konnte. Das Netzwerk Soziales 

neu gestalten stellt auf seiner Internetseite kostenlose Themenhefte zur Verfügung, wobei 

das Erste Bezug auf soziale Strukturen nimmt, konkreter auf den notwendigen Hilfe-Mix. 

Das zweite Themenheft beinhaltet Anregungen zu lokalen Vernetzungen und 

Kooperationen. Ebenfalls können auf der Internetseite Analysen käuflich erworben 

werden. Band 3 Soziale Wirkung und >> Social Return<< gibt Informationen zu 

sozioökonomischen Strukturen in Quartieren.   
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Mögliche Hürden zur intakten Quartiersstruktur ließen sich im Themenheft eins und vier 

des Netzwerkes Soziales neu gestalten finden. Ebenso wie in den zusammengetragenen 

Ausführungen zu Anforderungen an die Gestaltung quartiersbezogener Wohnkonzepte, 

im Kapitel der Autorin Siemens. Ferner bietet das Bundesministerium für Verkehr, Bau 

und Stadtentwicklung (BMVBS) eine Übersicht der bisher erfolgreich umgesetzten 

Modellprojekte.    
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3. Hilfe- und Pflegebedürftigkeit 

In Deutschland findet sich die Definition von Pflegebedürftigkeit in Verbindung mit der 

Pflegeversicherung im elften Sozialgesetzbuch Paragraph 14 (Hirschkorn, 2014, S. 14). 

Darin steht „Pflegebedürftig » (…) sind die Personen, die wegen einer körperlichen, 

geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und 

regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, 

voraussichtlich für mindestens 6 Monate, in erheblichem oder höherem Maße (…) der 

Hilfe bedürfen«“ (Hirschkorn, 2014, S. 14).  

 

In dieser Definition sind Kriterien genannt, welche alle zur selben Zeit erfüllt sein müssen. 

Dabei muss eine Krankheit oder eine Behinderung erheblich dafür verantwortlich sein 

Hilfe zu bedürfen (Hirschkorn, 2014, S. 14). Außerdem müssen sie für die Dauer von 

mindestens sechs Monaten eine Person beeinträchtigen, wobei der Leistungsanspruch 

gleich zu Beginn der Dauer besteht (Hirschkorn, 2014, S. 15). Eine Einschätzung erfolgt 

vom Medizinischen Dienst der Krankenkassen, welcher auf Antrag einer natürlichen 

Person tätig wird (Hirschkorn, 2014, S. 15). „Führen Krankheit oder Behinderung eines 

Versicherten zu einem Funktionsausfall oder zu einem Funktionsdefizit und sind hierdurch 

seine motorischen, geistigen oder seelischen Fähigkeiten eingeschränkt oder verloren 

gegangen, begründet dies zugunsten des Versicherten einen Hilfebedarf“ (Hirschkorn, 

2014, S. 15). In §14 Abs. 4 SGB XI gibt es eine Übersicht, über die alltäglich rotierenden 

Verrichtungen, welche ausfallen können (Hirschkorn, 2014, S. 15). Allerdings müssen die 

Aktivitäten nicht jeden Tag stattfinden, sondern können auch in einem Rhythmus von 

mehreren Tagen dazwischen liegen (Hirschkorn, 2014, S. 16). Eine Übersicht der 

Verrichtungen kann die Abb.2 im Anhang geben.    

 

Der Grad der Bedürftigkeit wird derzeit in vier Pflegestufen eingeteilt. Um Pflegestufe 0 zu 

erhalten, müssen Personen dauerhafte erhebliche Einschränkungen der 

Alltagskompetenzen aufweisen (Bundesministerium für Gesundheit, 2014). Außerdem 

müssen sie einen Hilfebedarf benötigen der unter der Stufe I liegt (Bundesministerium für 

Gesundheit, 2014). Der Betreuungsbetrag liegt aktuell bei 100 oder 200 Euro im Monat 

(Bundesministerium für Gesundheit, 2014). Auch Anspruch auf Pflegegeld und 

Pflegesachleistungen kann in der Pflegestufe 0 bestehen, zum Beispiel bei einer 

Erkrankung an Alzheimer (Bundesministerium für Gesundheit, 2014). Im Anhang in der 

Abb. 3 sind die Voraussetzungen für Leistungsansprüche bei den anderen drei 

Pflegestufen schematisch dargestellt. Auch die Pflegebedürftigkeit bei Personen mit einer 

privaten Pflegeversicherung wird, wie gerade beschrieben, eingestuft (Hirschkorn, 2014, 
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S. 33).  Die rechtlichen Vorgaben der gesetzlichen Pflegeversicherung sorgen damit für 

eine Gleichbehandlung unter den Versicherten (Hirschkorn, 2014, S. 33). Die 

Beständigkeit dieses Pflegebedürftigkeitsbegriffes ist momentan nicht abzusehen, da die 

aktuelle Bundesregierung im Jahr 2014 Neuerungen vorsieht (Bundesministerium für 

Gesundheit, 2014). Derzeit ist noch nicht viel in die Öffentlichkeit gedrungen, nur so viel, 

dass geplant ist, dass bisherige System in fünf Pflegegrade umzuwandeln 

(Bundesministerium für Gesundheit, 2014).  

 

3.1 Zahlen für die BRD 

Die nachfolgenden Zahlen wurden durch Befragungen von ambulanten und stationären 

Pflegeeinrichtungen erhoben sowie von den Spitzenverbänden der Pflegekassen und 

dem Verband der privaten Krankenversicherungen, zwecks ihrer Adressaten von 

Pflegegeldleistungen (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 4). Die Erhebung der Daten 

erfolgte im Jahr 2011, womit diese die aktuellsten veröffentlichten Daten in einer 

Gesamtübersicht darstellen (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 4). Am Ende des Jahres 

2011 waren knapp über 2,5 Millionen Bürger in Deutschland pflegebedürftig im Sinne des 

Sozialgesetzbuches (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 7). 70,3 Prozent wurden in ihrem 

eigenem Heim versorgt (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 7). Davon pflegten 47,3 

Prozent ihre Angehörigen selbständig und 23,0 Prozent ließen sich von ambulanten 

Pflegediensten helfen (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 7). Die Quote der Bedürftigen, 

welche in vollstationären Einrichtungen untergebracht waren, lag bei 29,7 Prozent. Eine 

komplette Übersicht in Bezug auf konkrete Zahlen in Beziehung mit der Verteilung auf die 

Pflegestufen eins bis drei ist im Anhang in der Tab. 1 zu finden2.  

 

Die Unterbringung in einer stationären Einrichtung erfolgt für gewöhnlich erst in einem 

höheren Alter (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 8). Circa die Hälfte der Menschen ist 85 

Jahre und älter (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 8). „Während bei den 70- unter 75-

Jährigen „nur“ jeder Zwanzigste (5%) pflegebedürftig war, beträgt die Quote für die ab 90-

Jährigen 58%“ (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 8). Charakteristisch lässt sich 

festhalten, dass sich ab dem 80. Lebensjahr ein sprunghafter Anstieg der 

Pflegebedürftigkeit manifestiert (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 9). Die Quote ist bei 

Männern und Frauen bei weitem nicht ausgeglichen, jedoch ist dies auch nicht 

                                                           
2
 Ein Hinweis zur Vergleichbarkeit der Zahlen von 2009 und 2011: Die Daten wurden in der vorherigen Erhebung von den 

Pflegekassen geliefert, welche vermutlich Änderungen in ihren Abläufen vorgenommen haben und dadurch liegt eine 

Einschränkung bezüglich der Vergleichbarkeit vor (Statistisches Bundesamt, 2013, S. 25).   
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ungewöhnlich, da Frauen eine Höhere Lebenserwartung haben und damit folglich 

einhergehend einen längeren Bedarf an Pflege benötigen (Statistisches Bundesamt, 

2013, S. 8). Die Tab. 2 ermöglicht eine Übersicht der Pflegequote in Bezug zu 

verschiedenen Altersspannen, Geschlecht und Versorgungsart.      

 

3.2 Zahlen für Sachsen-Anhalt und den Saalekreis 

Um die erforderlichen Daten zu erhalten führte das Statistische Landesamt für Sachsen-

Anhalt eine Befragung der ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen durch 

(Leuchte, 2013, S. 4). Informationen bezüglich der Pflegegeldempfänger erhoben die 

Spitzenverbände der Pflegekassen (Leuchte, 2013, S. 4). Die ermittelten Daten, beziehen 

sich auf das Jahr 2011 (Leuchte, 2013, S. 4).  

 

In Sachsen-Anhalt konnten insgesamt 88.021 Pflegebedürftige ermittelt werden, wovon 

61.170 Personen zu Hause versorgt (69,5 Prozent) wurden und 26.851 Personen (30,5 

Prozent) vollstationär (Leuchte, 2013, S. 7). Bei der Versorgungsform zu Hause konnte 

noch unterschieden werden, in jene welche ausschließlich von Angehörigen gepflegt 

werden und Pflegegeld in Anspruch nehmen und anderen die Hilfe durch einen 

ambulanten Pflegedienst beauftragt haben (Leuchte, 2013, S. 7). Die Zahlen und 

dazugehörigen Verteilungen auf die Pflegestufen eins bis drei sind in Abb. 4 im Anhang 

zu finden. Auf 1.000 Einwohner Sachsen-Anhalts kamen somit 38 Personen, welche 

pflegebedürftig sind (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2012). 65 Jahre und älter 

sind dabei 86,4 Prozent der Menschen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2012). 

In der Tab. 3 ist ein erster sehr deutlicher Anstieg Pflegebedürftiger von den 

Lebensspannen 65 bis 70 zu 70 bis 75 Jahren zu erkennen (Leuchte, 2013, S. 10). Dieser 

Sprung bedeutet eine Steigerung von insgesamt 5.109 Pflegebedürftige und die nächste 

größere Spanne gibt es von 75 bis 80 Jahren zu 80 bis 85 Jahren mit 5.413 

Pflegebedürftigen (Leuchte, 2013, S. 10). Zwischen dem 90 bis 95 Lebensjahr halbiert 

sich die Anzahl über alle Versorgungsformen nahezu, wobei jene die nur Pflegegeld 

beziehen und sich selbst ihre Pflege organisieren, z.B. über Angehörigen, die höchste 

Sterbezahl verzeichnen (Leuchte, 2013, S. 10).  

 

Sachsen-Anhalt hat vierzehn Landkreise bzw. kreisfreie Städte (Statistisches Landesamt 

Sachsen-Anhalt, 2013). Die Region mit dem höchsten Anteil an Empfängern von 

Pflegeleistungen ist der Harz mit 10.689 Personen, gefolgt von der Stadt Halle (Saale) mit 

9.420 Menschen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2013). Der Saalekreis landet 

von allen Regionen auf Platz Nummer fünf mit 7297 Leistungsempfängern (Statistisches 
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Landesamt Sachsen-Anhalt, 2013). Eine umfangreiche Darstellung aller Regionen bietet 

die Tab. 4. Konkret ergibt sich für den Saalekreis (Abb. 5) eine Quote von 17,9 Prozent 

der stationär Versorgten und 31,6 Prozent für die ambulant Versorgten durch einen 

Pflegedienst (MS-LSA, o.J.). Ganze 50,5 Prozent werden alleine durch Angehörige zu 

Hause versorgt (MS-LSA, o.J.).  
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4. Eingrenzung Babyboomerjahrgänge  

Ein Boom der Geburten erzeugte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zur Mitte des 

20. Jahrhunderts einen sprunghaften Anstieg der Bevölkerung, wodurch bis heute eine 

einmalige Geschichte geschrieben wurde (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 3). Die 

Generation der Babyboomer hat mit ihrer enormen Anzahl an der Bevölkerung eine 

gewisse Macht inne, um Ereignisse in die eine oder andere Richtung zu lenken (Menning/ 

Hoffmann, 2009, S. 3). Deshalb wird davon ausgegangen, dass sie die Lebensphase des 

Ruhestandes stärker beeinflussen werden, sowie die verschiedenen Systeme wie z.B. die 

Pflege- und Krankenversicherung (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 3). Zunächst wird eine 

Klärung der unterschiedlichen Begrifflichkeiten Kohorten und Generationen erfolgen. 

 

Kohorten bezeichnen einzelne Geburtsjahrgänge bzw. ganze Gruppen von Jahrgängen 

(Menning/ Hoffmann, 2009, S. 4). „Die Mitglieder einer Kohorten wachsen aufgrund ihres 

gemeinsamen Geburtszeitraums unter den gleichen historischen Bedingungen auf und 

erleben bestimmte gesellschaftliche Ereignisse und Perioden im gleichen Altersabschnitt 

ihres Lebens“ (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 4). Eine Kohorte behält keine dauerhafte 

feste Größe, sondern wird beeinflusst von Sterblichkeit in jedem Alter und 

Wanderungsbewegungen in die entsprechenden Altersjahre (Menning/ Hoffmann, 2009, 

S. 4).  

 

Die Bedeutung von Generationen sind vielfältig, weshalb eine vollständige Übersicht nicht 

geleistet werden kann, sondern lediglich ein erstes Verständnis (Menning/ Hoffmann, 

2009, S. 4). Generationen „sind Angehörige von Kohorten, die das Bewusstsein einer 

eigenen Identität ausgeprägt haben“ (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 4). Aus 

genealogischer Sicht betrachtet, beziehen sich die Geburten nur innerhalb von Familien 

(Menning/ Hoffmann, 2009, S. 4). Durch historische Ereignisse, welche die sozialen und 

kulturellen Sichtweisen prägen, entwickeln sich Generationen mit gleichartigen 

Anschauungen, Werten und Lebensstilen (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 4).  
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4.1 Einflussfaktoren auf Wohnbedürfnisse 

Vorwiegend konnten vier Faktoren ausfindig gemacht werden, die auf die 

Wohnbedürfnisse der Babyboomer und der heutigen Älteren Einfluss nehmen (Zimmerli/ 

Vogel, 2012, S. 2). Die Individualität der Lebenskonzepte, die finanziellen Möglichkeiten, 

die demographischen Entwicklungen sowie die möglichen Wohnformen am Markt 

(Zimmerli/ Vogel, 2012, S. 2).   

 

Die Babyboomer zeichnen sich durch einen hohen Grad an Individualisierung aus, 

welcher sich auch auf ihre Wohn- und Lebensbedürfnisse ausweitet (GdW, 2008, S. 74). 

Die im Vergleich stark reduzierten familiären Potenziale auf Grund von Scheidungen oder 

Ein-Kind- bzw. Kein-Kind-Politik, machen es erforderlich auf andere Hilfs- und 

Netzwerkpotentiale auszuweichen oder welche aufzubauen (GdW, 2008, S. 74). 

Entscheidende Einflüsse auf die Lebenskonzepte der gesamten Bevölkerung nimmt der 

Fortschritt in der Medizin und der Prävention sowie die seltener werdenden körperlichen 

Arbeiten und die Möglichkeiten sein Leben gesünder zu führen (Zimmerli/ Vogel, 2012, S. 

9). Die einhergehende steigende Lebenserwartung erhöht auch die beschwerdefreien 

Lebensjahre und somit auch „die Dauer des individuell beanspruchten Wohnraums“ 

(Zimmerli/ Vogel, 2012, S. 9). In der Generation der Babyboomer steigen die 

Kompetenzen zu technologischen Entwicklungen, welche ebenfalls die individuelle 

Lebensführung entscheidend positiv beeinflussen (Zimmerli/ Vogel, 2012, S. 9). Die 

finanziellen Möglichkeiten im Alter setzen sich aus dem verfügbaren Renteneinkommen, 

dem persönlichen Vermögen, der selbst getroffenen privaten Vorsorge bzw. auch 

Erbschaften zusammen (Zimmerli/ Vogel, 2012, S. 12). Zusätzlich Einfluss nehmen dabei 

zum Beispiel auch das Geschlecht und die verschiedenen Rentenarten. „Die 

gesellschaftliche Akzeptanz gegenüber neuen Wohntypen und Wohnformen ist grösser 

geworden wie auch die finanziellen Möglichkeiten, diese umzusetzen“ (Zimmerli/ Vogel, 

2012, S. 90). Dies könnte auch im Sinne der Gemeinden und Städten sein, welche für das 

Vorhalten von Alters- und Pflegeheimen verantwortlich sind (Zimmerli/ Vogel, 2012, S. 

90). 

 

Weltweit lassen sich Jahrgänge ermitteln, welche enorme Geburtenkohorten für die 

Vergangenheit aufweisen. Im Mittelpunkt stehen im nachfolgenden jedoch jene 

Babyboomer in Deutschland. 
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4.2 Zahlen für die BRD 

Welche Jahrgänge zu den Babyboomern gehören ist nicht eindeutig bestimmt. Zum einen 

sollen es jene von 1955 bis 1965 sein (Hank, 2013). Zum anderen der Zeitraum von 1959 

bis 1968 (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 5).  

 

Abb. 6 Lebendgeborene in Deutschland , 1946 bis 2007 (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 

10) 

 

Für Deutschland insgesamt lässt sich aus der Grafik entnehmen, dass es seit dem Jahr 

1955 einen kontinuierlichen Anstieg von Lebendgeborenen und ab dem Jahr 1965 einen 

langsamen Rückgang gab (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 10). Die Anzahl hält sich 

allerdings bis 1968 über einem Wert von 1,2 Millionen Lebendgeborenen, weshalb sowohl 

die Einteilung der einen Zeitspanne, als auch der anderen nachzuvollziehen ist (Menning/ 

Hoffmann, 2009, S. 10). Die Babyboomer machen somit 17 Prozent von der gesamten 

Bevölkerung Deutschlands aus (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 11). Dieser deutsche 

Geburtenboom lässt sich begründen durch „aufgeschobene Eheschließungen, 

Familiengründungen und – erweiterungen“ (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 11). Eine stabile 

wirtschaftliche Lage im Westen Deutschlands und das Wirtschaftswunder nach dem 

Zweiten Weltkrieg sind ebenfalls Katalysatoren (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 11). Die 

deutsche Bevölkerung im Alter von 60 bis 70 Jahren machte 2008 circa elf Prozent aus 

und im Jahr 2028 steigt dieser Wert auf ca. 16 Prozent an (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 

17). Aufgrund der unterschiedlichen Anzahl der Einwohnerzahl im Osten und Westen 



16 

 

Deutschlands, altern die Babyboomer auch im ungleichen Verhältnis (Menning/ Hoffmann, 

2009, S. 17). Im Jahr 2028 werden „im Westen zehn 30-40-Jährigen lediglich dreizehn 60-

70-Jährige gegenüberstehen“ (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 17), wobei das Verhältnis in 

Osten 10 zu 22 beträgt. Unterschiede bezüglich der Verteilung der Geschlechter sind 

ebenfalls zu erwarten (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 18). Im Osten Deutschlands werden 

die Frauen einen geringeren Anteil ausmachen, wobei im Westen ein nahezu er Ausgleich 

bei den Geschlechtern vorliegen wird (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 18). Die Tendenz 

einer steigenden Lebenserwartung wird sich in Zukunft eher nicht ins Gegenteil 

verkehren, auch wenn dies nicht mit absoluter Sicherheit gewährleistet werden kann, da 

die Einflussfaktoren auf diesen Prozess nicht präzise genug erforscht sind (Menning/ 

Hoffmann, 2009, S. 28). Dennoch lässt sich eines heute bereits prognostizieren, das die 

1968 Geborenen, im Lebensverhältnis zu ihren Eltern zum Beispiel acht bis neun Jahre 

länger leben (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 26).    

 

Für die Zukunft zeigt sich keine Aussicht auf einen weiteren Babyboom, denn die Frauen 

der letzten Babyboomphase gebären im Durchschnitt 1,4 bis 1,7 Kinder (Menning/ 

Hoffmann, 2009, S. 22). Daraus folgt ein Bestandsersatz von maximal 70 Prozent, wobei 

zwei Kinder in einer Familie eher selten bleiben und nur jedes fünfte Neugeborene bereits 

zwei oder mehr Geschwister hatte (Menning/ Hoffmann, 2009, S. 22).         

 

4.3 Zahlen für Sachsen-Anhalt und den Saalekreis 

Für Lebendgeborene in Sachsen-Anhalt sind insgesamt von 1955 bis 1965 613.351 

Personen zu verzeichnen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2014). Die Zahl 

schrumpft ein wenig, wenn der Zeitraum von 1959 bis 1968 veranschlagt wird, auf 

542.009 Personen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2014). Die Übersicht ist in 

Tab. 5 zu finden. Eine Übertragung des heutigen Gebiets des Bundeslandes  

Sachsen-Anhalt in die Zeit der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) schließt den 

Bezirk Magdeburg und Halle ein (Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). Allerdings muss 

der Landkreis Artern aus dem Bezirk Halle heraus gerechnet werden, da er heute zu 

Thüringen gehört (Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). Außerdem muss der Landkreis 

Jessen hinzugerechnet werden, weil er heute zu Sachsen-Anhalt zählt (Statistisches 

Jahrbuch der DDR, o.J.). In der unveröffentlichten Tab. 6 ist zu erkennen, dass die 

Jahrgänge 1955 und 1963 die Stärksten waren (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 

2014). Für den heutigen Saalekreis gilt das Jahr 1955 als jenes mit den meisten 

Geburten, er setzt sich aus den damaligen Landkreisen Merseburg, Querfurt und 

Saalkreis zusammen (Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). Dies bedeutet, dass 
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zwischen den Jahren 1955 bis 1965 zusammen 52.547 Menschen geboren wurden 

(Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). In dem Zeitraum von 1959 bis 1965 sind es 

45.823 Personen (Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). Für den Bezirk Halle war der 

Stadtkreis Halle (Saale) der Ort mit den häufigsten Lebendgeborenen (Statistisches 

Jahrbuch der DDR, o.J.). Gegenüber dem Bezirk Magdeburg hatte der Bezirk Halle immer 

700 bis 1000 Lebendgeborene mehr (Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). Für die 

relevanten Jahre auf Bezug der Babyboomer lässt sich noch als Besonderheit feststellen, 

dass der Bezirk Halle im Jahr 1967 und 1968 einen neuen Stadtkreis hinzugewonnen hat, 

Halle – Neustadt (Statistisches Jahrbuch der DDR, o.J.). 

 

Die aktuellsten Zahlen von 2012 zeigen, dass je nach gewähltem Geburtszeitraum 

entweder 386.262 oder 353.182 Personen der Babyboomer in ganz Sachsen-Anhalt 

wohnen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2014). Dies ist der Tab. 7 zu 

entnehmen und die Tatsache, dass im Saalekreis die drittgrößte Masse an Babyboomern 

wohnen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2014). Von 1955 bis 1965 sind es 

33.468 Geborene und von 1959 bis 1968 sind es 30.552 Personen (Statistisches 

Landesamt Sachsen-Anhalt, 2014). Nur der Salzlandkreis auf dem zweiten und der 

Landkreis Harz auf dem ersten Platz, liegen vor dem Saalekreis (Statistisches Landesamt 

Sachsen-Anhalt, 2014). Den geringsten Anteil 2012 an Babyboomern hat die kreisfreie 

Stadt Dessau-Roßlau zu verzeichnen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2014).  

 

Im Vergleich lässt sich feststellen, dass sich die Zahl der in Sachsen-Anhalt lebenden 

Babyboomer verringert hat. In den Jahren 1955 bis 1965 wurden 613.351 Personen 

lebend geboren. Heute leben noch 386.262 Menschen mit denselben Geburtsjahren im 

Bundesland. Für die Jahre 1959 bis 1968 lassen sich 542.009 Lebendgeborene ermitteln. 

Gegenwärtig ist die Zahl auf 353.182 Menschen gesunken. 

 

Dasselbe lässt sich für den Saalekreis ableiten. Von 1955 bis 1965 gab es 52.547 

Lebendgeborene und heute leben 33.468 Personen mit diesen Geburtsjahrgängen im 

Kreis. Von 1959 bis 1968 sind 45.823 Babys lebend geboren worden und zu heute leben 

30.552 Personen mit diesen Geburtsjahrgängen noch im Saalekreis.  
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5. Heutige Wohnmöglichkeiten mit Hilfe und Pflege  

Eine allumfassende Übersicht sämtlicher Wohnmöglichkeiten zu geben wird in diesem 

Abschnitt nicht angestrebt. Vielmehr wird eine Darstellung bezüglich der am zahlreichsten 

vertretenen Formen gegeben. Außerdem sei darauf hingewiesen, dass einige Formen des 

Wohnens mit Hilfe und Pflege untereinander verschiedene Bezeichnungen haben, aber 

durchaus dieselben Bausteine besitzen. Sollte dies der Fall sein, so wird an 

entsprechender Stelle darauf hingewiesen.  

5.1 Traditionelles Wohnen 

Erwachsene über 65 Jahre leben zu über 90 Prozent in völlig normalen Wohnungen 

(Thomas, 2012, S. 219). Diese Wohnungen weisen keine besondere Ausstattung im 

inneren oder äußeren Bereich auf, zwecks barrierearme oder barrierefreie Gestaltung  

(Thomas, 2012, S. 219). Trotzdessen ist der Wunsch fast sämtlicher Menschen, so lange 

wie möglich in ihrer gewohnten Umgebung wohnen zu bleiben (Thomas, 2012, S. 219). 

Die Pflege kann entweder noch zum Teil selbst erbracht werden oder zum großen Teil 

von Personen, welche Hilfe leisten. Unterstützung erfolgt also durch Angehörige, 

Nachbarn, Freunde oder einem ambulanten Pflegedienst. In welchem Verhältnis die 

Hilfeleistungen von den jeweiligen erbracht werden ist sehr unterschiedlich und richtet 

sich auch nach den finanziellen Möglichkeiten bzw. der Einstufung in einer der 

Pflegestufen. Bei dieser Form des Wohnens steht der Grundsatz: alles kann, nichts muss.  

5.2 Betreutes Wohnen zu Hause 

Diese Form des Wohnens wird auch als Service Wohnen bezeichnet und wird von 

Wohnungsunternehmen in Verbindung mit sozialen Netzwerkpartnern oder von sozialen 

Dienstleistern angeboten (Wohnen im Alter, 2014). „Beim Wohnen mit Service Zuhause 

wird keine Wohnung zur Verfügung gestellt, sondern seniorenorientierte Dienstleistungen 

in den eigenen vier Wänden erbracht“ (Wohnen im Alter, 2014). Ein sozialer 

Dienstleistungsanbieter bietet eine Grundleistung mit verschiedenen Grundbausteinen an, 

welche vertraglich vereinbart werden (Wohnen im Alter, 2014). Dazu zählen 

unteranderem ein Hausnotruf, Beratungsdienstleistungen und soziokulturelle Angebote, 

jedoch keine Betreuung (Wohnen im Alter, 2014). Es gibt keine einheitlich formulierten 

Standards für diese Form des Wohnens, weshalb eine Vielzahl von Variationen zu 

unterscheiden sind (Wohnen im Alter, 2014). Ähnlich wie im vorangegangenen Abschnitt, 

bleiben die Personen in ihrer normalen angestammten Wohnung und können sich dort 

pflegerische Unterstützung von einem ambulanten Pflegedienst holen (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2003, S. 17).  
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5.3 Betreutes Wohnen 

Es handelt sich auch hier wieder um normalen Wohnraum, allerdings zumeist mit 

barrierearmen bzw. barrierefreien Elementen mit heimverbundenen Charakter (Thomas, 

2012, S. 221). Die Versorgung von Personen soll jedoch nur dann erfolgen, wenn sie 

tatsächlich von ihnen benötigt und gewollt wird (Thomas, 2012, S. 221). Ein hohes Maß 

an Selbstständigkeit und der Sicherheit bei Bedarf sofort Hilfe zu erhalten zeichnet diese 

Wohnform aus (Thomas, 2012, S. 221). Jedoch ist das Vorhalten einer ganzheitlichen 

Fürsorge mit einem gewissen finanziellen Aufwand verbunden, welcher nur schwierig 

aufrechterhalten werden kann, da dieser von den Bewohnern bezahlt wird, wenn sie ihn 

tatsächlich in Anspruch nehmen (Thomas, 2012, S. 221). Eine Pflicht der Bewohner 

besteht darin pro Monat eine Grundleistung in Anspruch zu nehmen, welche verschiedene 

Servicebereiche abdeckt (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2003, S. 16). Nicht selten ist betreutes 

Wohnen eingebunden oder besser eingegliedert in ein Wohnheim oder Wohnstift 

(BAGSO, 2014). Häufig kommt die individuelle Gestaltung der Wohnung nach eigenen 

Wünschen zu kurz, weil sich Betreutes Wohnen stark am öffentlich geförderten 

Wohnungsbau orientiert (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2003, S. 103). Die Selbstständigkeit, 

Privatsphäre und bedarfsgerechte Pflege sowie die Betreuungsentscheidung liegen 

eigens bei der Person selbst (BAGSO, 2014). Ebenso gehört das Angebot von 

Veranstaltungen, damit Kontakte entstehen und aufrechterhalten werden unter den 

Anwohnern im Umfeld, zur Leistung. (BAGSO, 2014). Es existieren keine gesetzlichen 

Vorschriften bezüglich Betreuten Wohnens, außer wenn ein ambulanter Pflegedienst der 

Initiator ist (BAGSO, 2014). Es existiert jedoch eine DIN-Norm, welche sich „auf das 

Leistungs- und Wohnangebot, die Dienstleistungen, den Vertrag und qualitätssichernde 

Maßnahmen“ (BAGSO, 2014) bezieht. Die DIN 77800 enthält Ansprüche an 

Informationspflichten bezüglich der Wohnanlage, der Wohnung, der Grundleistungen, des 

Betreuungskonzepts, der Wahlleistungen und der Kosten, sowie der Finanzierung 

(Mühlbauer, 2006). Außerdem werden bei diesen sieben Punkten Anforderungen an 

mögliche Dienstleistungen gestellt: Haustechnischer Service, Notrufsicherung, 

Betreuungsleistungen, Beratungstätigkeit, regelmäßige Informationstätigkeit, 

Vermittlungs- und Organisationstätigkeit, soziale und kulturelle Betreuung (Mühlbauer, 

2006). Betreuungspersonen selbst müssen ebenfalls einem bestimmten Profil 

entsprechen und Ansprüchen gerecht werden (Mühlbauer, 2006).   
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5.4 Gemeinschaftliches Wohnen 

Diese Wohnform tritt in vielerlei Variationen auf. Ein grundlegender Aufbau besteht darin, 

dass mehrere Menschen unabhängig zusammenleben und sich Zimmer, wie das Bad, die 

Küche oder das Wohnzimmer teilen und einen eigenen Raum zum Rückzug haben 

(Tews, 2013, S. 8). Dies kann in einer einzigen Wohnung, einem Mehrparteienhaus oder 

einer Siedlung strukturiert sein (Thomas, 2012, S. 222). Zum anderen organisieren sich 

die Personen entweder völlig selbstständig, durch einen gesetzlichen Vertreter oder mit 

Hilfe eines ambulanten Pflegedienstes, welcher eine betreute Wohngruppe koordiniert 

(Thomas, 2012, S. 222). Konkreter bedeutet das eine Ausprägung als direkt 

selbstorganisiert, selbstverantwortlich bzw. selbstbestimmt (Tews, 2013, S. 8). Allerdings 

können Wohngemeinschaften „strukturell abhängig, trägergesteuert, nicht 

selbstorganisiert, nicht selbstbestimmt oder nur mit eingeschränkter Selbstbestimmtheit 

bzw. mit besonderer konzeptioneller Ausrichtung aufgebaut“ (Tews, 2013, S. 8) sein. Bei 

all diesen Variationen sind die Wohnungen selbst und das Wohnumfeld durch keine 

speziellen baulichen Merkmale gekennzeichnet (Thomas, 2012, S. 222). Vielmehr handelt 

es sich um so genanntes Wohnen im Bestand (Thomas, 2012, S. 222). Diese Wohnungen 

sind bereits eine längere Zeit am Wohnungsmarkt vorhanden und werden nach Bedarf an 

die neuen Bewohner vermietet, welche dadurch ´der eigene Herr im Haus´ bleiben und 

Anbieter von Dienstleistungen einen Gaststatus erhalten (Tews, 2013, S. 8). Bezüglich 

gemeinschaftlichen Wohnens in Verbindung mit Pflege gibt es auch heute in jedem 

Bundesland eine andere rechtliche Grundlage (Thomas, 2012, S. 224). Details an dieser 

Stelle wären zu umfangreich, jedoch nachfolgend noch ein paar Sachverhalte zur 

Thematik. Die Frage des Mietvertrages ist zu beachten, da es einem ambulanten 

Pflegedienst oft nicht mehr gestattet ist einen Mietvertrag für eine Wohnung 

abzuschließen und anschließend diesen Wohnraum an verschiedene einzelne 

Pflegebedürftige zu vermieten (Thomas, 2012, S. 224). Wenn ein Pflegedienst dies 

weiterhin so handhaben würde, fällt diese Wohngemeinschaft unter Umständen unter das 

Heimgesetz und damit müsste der Wohnraum den Mindestbauanforderungen eines 

Heimes entsprechen (Thomas, 2012, S. 224). Sollten sich einzelne Personen oder besser 

Angehörige entschließen gemeinsam eine Wohngemeinschaft zu gründen und darin Hilfe 

zur Pflege benötigen, sollten sie zusammen eine Auftraggebergemeinschaft bilden 

(Thomas, 2012, S. 224). Diese ist in der Lage für alle Mitglieder der Wohngemeinschaft 

einen ambulanten Pflegedienst zu beauftragen, wenn dies gewünscht ist (Thomas, 2012, 

S. 224). Teilweise ist es nur auf diese Weise möglich, dass die Wohngemeinschaften 

nicht unter die Bestimmungen des Heimrechtes fallen (Thomas, 2012, S. 224). Bei 

gemeinschaftlichen Wohnformen ist ein oberstes Gebot die freie Wahl nach einem 
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Dienstleistungsanbieter zu wahren, zum Beispiel eines Pflegedienstes, damit per 

Mehrheitsprinzip eine tragfähige Entscheidung getroffenen werden kann (Tews, 2013, S. 

10). Deshalb wird empfohlen eine Auftraggebergemeinschaft zu gründen und diese auch 

mit einer Rechtsform zu versehen (Tews, 2013, S. 10). Die Möglichkeiten gehen von 

Modellen „der gegenseitigen Vertragsgestaltung bis hin zur Gesellschaft des bürgerlichen 

Rechts (GbR)“ (Tews, 2013, S. 10) oder einem eingetragenen Verein bzw. 

(Unterstützungs-)Verein (Tews, 2013, S. 10). Ausgeprägte Merkmale liegen folglich darin, 

dass „die Bewohner (oder deren gesetzliche Vertreter) das Zusammenleben in der 

Gemeinschaft selbst organisieren“ (Tews, 2013, S. 10) und sogar eine Pflegekraft für die 

Nacht gemeinsam finanzieren können (Tews, 2013, S. 10).         

5.5 Wohnen in einer stationären Einrichtung  

Eine stationäre Einrichtung wird auch Heim genannt, wobei es drei Typen zu 

unterscheiden gilt (bmg, 2014). Erstens das Altenwohnheim, in welchem noch relativ 

rüstige ältere Menschen leben und ihre eigene Wohnung mit Küche haben (bmg, 2014). 

Außerdem ist das Einnehmen der Speisen auch in Gesellschaft der anderen Bewohner 

möglich (bmg, 2014). Zweitens das Altenheim, welches eine pflegerische Betreuung und 

hauswirtschaftliche Dienstleistungen absichert, weil die Personen es selbst nicht mehr 

können (bmg, 2014). Drittens und letztens das Pflegeheim, wo Bewohner in Einzel- oder 

Doppelzimmer leben und eine Betreuung, als auch umfangreiche pflegerische und 

hauswirtschaftliche Versorgung genießen (bmg, 2014). In der Realität existieren diese 

Typen meistens in einer Mischung in den Einrichtungen (bmg, 2014). Die Zielgruppe 

dieser Einrichtungen sind ältere Menschen die eine Pflegestufe haben und nicht mehr in 

der Lage sind, aus welchen Gründen auch immer, ihren Haushalt selbst zu führen 

(Wohnen im Alter, 2014). Aber auch andere Menschen, welche schwer chronisch erkrankt 

sind oder geistige und körperlich schwere Behinderungen haben, zählen zu ihrer 

Zielgruppe (Wohnen im Alter, 2014). Diese hilfebedürftigen Personen werden 24 Stunden 

medizinisch und pflegerisch betreut (Wohnen im Alter, 2014). Oftmals werden 

Möglichkeiten angeboten, bei verschiedenen Tätigkeiten und Veranstaltungen Kontakte 

zu knüpfen und einer Vereinsamung entgegenzuwirken (Wohnen im Alter, 2014). Die 

rechtliche Grundlage des Wohnens in einem Heim bildet der Heimvertrag, in welchem 

sowohl die Rechte und Pflichten des Heimträgers, als auch die des Bewohners festgelegt 

sind (Wohnen im Alter, 2014).   
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6. Versorgungsdefizite  

Es gibt einige Defizite, welche im Gesundheits- und Pflegebereich entstanden sind oder 

noch verstärkt werden. Sie alle können auf die eine oder andere Weise Einfluss auf die 

Wohn- und Betreuungsanforderungen der Babyboomer nehmen. Auf drei dieser wird im 

nachfolgenden näher eingegangen.  

 

Eine unausweichliche künftige Entwicklung liegt bei einem Fachkräftemangel im 

Gesundheits- und Pflegebereich, begründet in der steigenden Anzahl von 

Pflegebedürftigen (Bundesministerium für Gesundheit, 2014). Von 1999 bis 2011 gab es 

bereits einen Anstieg der ambulant Beschäftigten von circa 58 Prozent und von stationär 

Beschäftigten von circa 52 Prozent (Bundesministerium für Gesundheit, 2014). Einer 

Prognose zu Grunde liegend, steigt bis 2030 der zusätzliche Bedarf an Vollkräften in der 

Altenpflege auf 325.000 Personen, wobei 140.000 allein Fachkräfte darstellen 

(Bundesagentur für Arbeit, 2011). Der große Mangel im Gesundheits- und 

Krankenpflegebereich liegt begründet in den examinierten Fachkräften (Bundesagentur 

für Arbeit, 2013). Mittlerweile kommen bundesweit auf 100 freie und gemeldete Stellen, 72 

Arbeitslose (Bundesagentur für Arbeit, 2013). In den alten Bundesländern, als auch in 

Sachsen und Berlin besteht ein defizitärer Fachkräftemangel von Gesundheits- und 

Krankenpflegern, wobei in den übrigen Gebieten der Druck noch etwas geringerer ist 

(Bundesagentur für Arbeit, 2013). Bezüglich examinierter Altenpflegefachkräfte lässt sich 

festhalten, dass es im gesamten Bundesgebiet ein erhebliches Defizit gibt 

(Bundesagentur für Arbeit, 2013). Hier kommen auf 100 gemeldete Stellen gerade noch 

36 Arbeitslose (Bundesagentur für Arbeit, 2013). Die Abb. 7 vermag einen bildlichen 

Eindruck der Schieflage in Deutschland zu geben.       

 

In Deutschland stützt sich die Versorgung von Pflegebedürftigen vorrangig auf die Hilfe 

der Familie und überwiegend auf die der weiblichen Mitglieder (Heintze, 2012, S. 5). Die 

Aufrechterhaltung dieser Struktur wird dadurch geschwächt, dass sich Familien öfter 

weiter voneinander entfernen und Frauen häufiger berufstätig sind und bleiben (Heintze, 

2012, S. 5). Sowohl die eingeführte Familienpflegezeit, als auch die Möglichkeit des  

Abschließens privater Pflegeversicherungen unterstützen die Grundstruktur der familiären 

Pflege (Heintze, 2012, S. 5). Folglich setzt das System in Deutschland auf ein 

Subsidiaritätsprinzip mit der ersten Instanz solidarische Familie und in Zweiter auf die 

gesamtgesellschaftliche Solidarität, die staatliche Unterstützung (Heintze, 2012, S. 5). 

Dementsprechend kann Deutschland nur ein geringeres Maß an Professionalisierung  

aufbieten, als jene Länder im Norden Europas (Heintze, 2012, S. 16). Durch die 
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Kombination von beständigen niedrigen Geburtenraten und wenig Zuzug von außerhalb 

ist eine enorme Lücke entstanden, welche die pflegerische Versorgung gefährden 

(Heintze, 2012, S. 9). „In ökonomisch höher entwickelten Gesellschaften“ (Heintze, 2012, 

S. 9), wozu Deutschland gehört, „geht die Geburtenrate dort besonders stark zurück und 

steigt in der Konsequenz der Anteil Älterer überproportional, wo die Gesellschaft noch 

stark auf traditionelle Geschlechterrollen und eine niedrige Frauenerwerbstätigkeit hin 

orientiert ist“ (Heintze, 2012, S. 9). Zwar lässt sich ein Anstieg der Erwerbstätigkeit von 

Frauen in Deutschland verzeichnen, jedoch nicht bei den Vollzeitstellen (Heintze, 2012, S. 

10).          

 

Laut Schätzungen besteht ein riesiges Defizit von barrierefreien/-armen Wohnungen im 

gesamten Bundesgebiet (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 22). Dabei wird der Blick 

zunächst auf jene Personen gerichtet, die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind und solch 

ein Wohnangebot am nötigsten hätten (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 22). Für das Jahr 

2011 ergibt sich dadurch ein Bedarf an 2,5 Millionen barrierefreien Wohnungen, wobei 1,4 

Millionen bereits vorhanden sind (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 22). Somit ergibt sich 

eine Differenz von 1,1 Millionen noch benötigten Wohneinheiten (Kremer-Preiß/ Mehnert, 

2014, S. 22). Es sind allerdings auch jüngere Personen zu berücksichtigen, welche 

blockierend wirken können und der Wohnraum dadurch nicht sofort für Ältere zur 

Verfügung steht und die Lücke sich daraufhin erweitert (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 

22). Für jedes Bundesland lassen sich andere Bedarfszahlen schätzen, wenn das 

Verhältnis vom gesamten Bundesgebiet und der jeweiligen Haushaltsstruktur 

berücksichtigt werden (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 22). Die Tab. 8 gibt eine 

Übersicht, wobei die Lücke am größten in Nordrhein-Westfalen mit 251.000 barrierefreien 

Wohnungen ist, gefolgt von Bayern und Baden-Württemberg (Kremer-Preiß/ Mehnert, 

2014, S. 23). Allerdings haben bereits einige Bundesländer Maßnahmen zur Förderung 

solcher Wohnungen veranlasst, was noch nicht in die Schätzung der Lücken eingeflossen 

ist (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 23). Deshalb kann zum Beispiel für  

Nordrhein-Westfalen eine geringere Lücke angenommen werden (Kremer-Preiß/ Mehnert, 

2014, S. 23).       

 

    

.   
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7. Wohnen im Quartier 

Laut einer Umfrage wollen 57 Prozent von 1100 Befragten in einer Wohnung oder einem 

Haus mit der Möglichkeit zur Hilfe wohnen, sobald sie 70 Jahre alt sind (Abb 1.). Die 

heutigen Älteren möchten auch bei höher werdendem Versorgungsbedarf in einer 

eigenen Wohnung bleiben (Voges/ Zinke, 2010, S. 301). Ein Trend, welcher sich in 

Zukunft etablieren könnte, ist das Wohnen im Quartier. Ältere Menschen sind mit 

steigendem Alter mehr in ihren Alltagskompetenzen und ihren Bewegungsmöglichkeiten 

eingeschränkt, weshalb der Ort des Wohnens, der Versorgung und ihrer sozialen 

Kontakte vorwiegend die Umgebung im Quartier bildet (Böhme/ Franke, 2010, S. 87). Die 

kontinuierliche Steigerung der Lebenserwartung und einhergehende längere Spanne des 

Älterseins in Kombination mit den geburtenstarken Jahrgängen der Babyboomer, lässt die 

Versorgung in die Höhe schnellen (Handelsblatt, 2014). „Angesichts des demografischen 

Wandels mit zunehmend fehlenden familialen Unterstützungsstrukturen und 

sozialpolitischen Finanzierungsproblemen“ (Voges/ Zinke, 2010, S. 302) bieten 

gemeinschaftliche Wohnformen neue Chancen, da das normale Wohnen auch dort im 

Vordergrund steht.       

7.1 Begriffsumfang Quartier 

Sowohl in der Praxis als auch in theoretischen Überlegungen wurden bereits viele 

Erkenntnisse und Eigenschaften von Quartieren gesammelt und zusammengetragen. Auf 

Grund der Fülle des vorhandenen Materials, erhebt diese Arbeit keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit aller Sichtweisen, sondern nur jenen, welche im Zusammenhang mit den 

Wohn- und Betreuungsanforderungen in Kombination mit Pflege von Bedeutung sind.  

 

Quartier wird häufig auch als Bezirk, Ortsteil, Stadtteil oder Distrikt bezeichnet (Schnur, 

2008, S. 34). Es gibt acht Zugänge zur Erklärung von Quartier (Abb. 8). Dabei bieten zwei 

Zugänge wichtige Einblicke und Sichtweisen. Zum einen Quartiere in Verbindung mit der 

Bevölkerungsstruktur und zum anderen als Ort der Nachbarschaft (Schnur, 2008, S. 21). 

 

Mit Hilfe der demografischen Entwicklungen können zeitliche und räumliche 

Veränderungen innerhalb der Bevölkerungsstruktur des Quartiers analysiert und bewertet 

werden  (Schnur, 2008, S. 24). Dies bezieht sich zum Beispiel konkret auf die 

Veränderung des Wohnwunsches in Verbindung mit dem Älterwerden und den 

gleichzeitigen noch vorhandenen Mobilitätsmöglichkeiten  (Schnur, 2008, S. 24). 

Andererseits lassen sich Alterskohorten in ihrer Entwicklung festmachen  (Schnur, 2008, 

S. 24). Ein Quartier lässt sich somit über seine Bevölkerung bzw. deren Veränderung 
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definieren. Einen anderen Zugang erhält das Quartier, wenn es als Ort der Nachbarschaft 

angesehen wird (Schnur, 2008, S. 21). Konzepte, welche diesen Zugang näher 

beschreiben, finden sich in der Thematik Community, Gemeinde oder Gemeinschaft, 

wieder (Schnur, 2008, S. 34). Hier lässt sich jedoch nur schwer ein Raum eingrenzen, auf 

den sich eine Gemeinde oder eine Gemeinschaft beschränkt (Schnur, 2008, S. 34). Ein 

anderes Konzept findet sich in der Thematik Neighborhood, übersetzt Nachbarschaft 

(Schnur, 2008, S. 27). „Seit den 1990er Jahren hat die urbane Nachbarschaft als 

stadtentwicklungspolitisches Potential eine Renaissance erlebt“ (Schnur, 2008, S. 27). 

Nachbarschaft beruht auf „sozialer Nähe, die sich räumlich organisiert“ (Schnur, 2008, S. 

27). In vorhandenen Quartieren finden heute sogenannte Netzwerkstudien statt, welche 

nach dem Ansatz des Sozialkapitals durchgeführt werden (Schnur, 2008, S. 28). Schnur 

bietet eine Übersicht, als was Nachbarschaft alles verstanden werden kann. Die 

prägnantesten Erklärungen in Verbindung mit einem Quartier sind folgende.  

 

Tab. 9 Eigene Darstellung nach Schnur, 2012, S. 453 

„Nachbarschaft als, …       

…räumliche Dimension einer Gemeinde  

…soziale Gruppe in einem Aktionsraum 

…Wohnbevölkerung in einem abgrenzbaren Gebiet mit sozialen Netzwerken und lokaler 
    Identifikation 

…begrenzter großstädtischer Raum mit Wohnfunktion und sozialer Interaktion 

…sozial-räumliche Einheit einer bestimmten Größenordnung 

…Verschränkung sozialer Netzwerke von Nachbarn, Verwandten, Freunden 

…Set von Akteuren, Einrichtungen, Organisationen in einem Aktionsraum“  

 

Der Begriff Quartier, für sich alleine, wurde ebenfalls versucht näher einzugrenzen. In 

keinen niedergeschriebenen Quellen ließ sich eine klare Umgrenzung für das eine 

Konzept eines Quartiers definieren, vielmehr variieren die Konzepte und prägen sich je 

nach ihrer Umgebung unterschiedlich aus (Schnur, 2008, S. 39). Trotzdem gibt es drei 

Versuche einer Definition. Alisch grenzt ab, „Quartier bezeichnet einen sozialen Raum, 

der kleiner als ein (administrativ abgegrenzter) Stadtteil, aber durchaus vielfältiger sein 

kann als ein Wohngebiet, das planungsrechtlich nur dem Wohnzweck dient“ (Schnur, 

2012, S. 453). Die Bertelsmann Stiftung definiert Quartier, als eine überschaubare 

Wohnumgebung, „wobei es sich um eine Wohnsiedlung, ein städtisches Wohnviertel, 

aber auch um eine kleine Gemeinde oder ein Dorf handeln kann (Schnur, 2012, S. 454). 

Aus allen aufgeführten Facetten, sowie anderen Aspekten aus seinen Werken, welche 

hier nicht näher beschrieben sind, kreierte Schnur selbst eine Definition eines Quartiers. 

„Ein Quartier ist ein kontextuell eingebetteter, durch externe und interne Handlungen 

sozial konstruierter, jedoch unscharf konturierter Mittelpunkt-Ort alltäglicher Lebenswelten 
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und individueller sozialer Sphären, deren Schnittmengen sich in räumlich-

identifikatorischen Zusammenhang eines überschaubaren Wohnumfelds abbilden“ 

(Schnur, 2008, S. 40). Das Netzwerk SONG geht von einem weit geöffneten und an 

Handlungen orientierten Quartiersbegriff aus, welcher jegliche Aspekte vom und um den 

Menschen ins Zentrum rückt (Then et al., 2010, S. 93). Der Quartiersalltag wird als 

„>>flüssig<<, handlungs- und nutzerorientiert, integrativ, auf Zusammenhänge und die 

jeweils besonderen Eigenschaften und konkreten Gegebenheiten vor Ort“ (Then et al., 

2010, S. 93) definiert. Die Größe eines Quartiers ist variabel, weshalb jede Größe in 

Frage kommt, es muss eben nur überschaubar sein (Schnur, 2008, S. 40). Ein 

menschlicher Charakter für ein Quartier ist unabdingbar, da sich sonst keine Identität 

herausbildet kann (Schnur, 2008, S. 40). „Quartiere konstituieren sich vor allem durch ihre 

Bewohner und deren Wertesysteme, deren lokale und translokale soziale Vernetzung, 

deren Lebenszyklen, -lagen und -stile und die damit verbundenen Wohnstandort- bzw. 

Umzugsentscheidungen“ (Schnur, 2008, S. 19 f.) Eine Interaktion zwischen Innen, z.B. 

der Nachbarschaft und Außen, sozialen Netzwerken ohne Quartiersbezug, ist dabei 

gewollt (Schnur, 2008, S. 41). Es haben sich verschiedene Begrifflichkeiten 

herausgebildet wie „Quartiersansatz, Stadt der kurzen Wege, Urban Business Districts 

oder Neighbourhood Branding“ (Schnur, 2012, S. 450) welche alle ähnlich oder gleiche 

Elemente besitzen.  

7.2 Strukturen im Quartier 

Die Entwicklung von Quartieren ist unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit zu 

gestalten, welche vier Ziele einbindet (Drilling/ Schnur, 2012, S. 14). Erstes Ziel besteht 

darin, nachfolgenden Generationen eine Möglichkeit zu geben die Zukunft mitzugestalten 

(Drilling/ Schnur, 2012, S. 14). Zweitens sollen sowohl die soziale Herkunft als auch der 

soziale Status keine Rolle spielen (Drilling/ Schnur, 2012, S. 14). Drittens müssen die 

Besonderheiten von städtischen und ländlichen Räumen berücksichtigt werden sowie die 

Unterschiede unter den Quartieren selbst (Drilling/ Schnur, 2012, S. 14). Viertens und 

letztens „steht die Organisation offener Prozesse und die Etablierung von lernfähigen 

Systemen unter ausgewogener Berücksichtigung der Ziele „ökonomische Beständigkeit“, 

„soziale Gerechtigkeit“ und „ökologische Verträglichkeit“ im Zentrum des 

Entwicklungsprozesses“ (Drilling/ Schnur, 2012, S. 14). Daraus folgend ergeben sich auch 

Anforderungen an Strukturen, welche unterschiedlicher Natur sind.   
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7.2.1 Bauliche Strukturen 

Quartierskonzepte richten sich nach der Aufwertung des Wohnens und der Versorgung, 

vorwiegend älterer Menschen bezüglich ihrer bekannten Umgebung (Möller, 2004, S. 29). 

Dabei wird Wert auf die Stärkung ihrer noch vorhandenen Kompetenzen gelegt 

(Harlander, 2010, S. 121). Dies bedeutet, dass die gesamte Gestaltung aktivierend und 

stimulierend, im Sinne von Material-, Farb- und Lichtauswahl wirken soll (Harlander, 2010, 

S. 121). Ältere Menschen wohnen zumeist in ganz einfachen Wohnungen, welche mit 

Hilfe von unterschiedlichen Schritten optimiert werden können (Möller, 2004, S. 29). Der 

erste Schritt ist in vielen Fällen eine individuelle Wohnberatung vor Ort, um Potentiale und 

einen Maßnahmenplan zu ermitteln (Möller, 2004, S. 29). Sowohl Barrierefreiheit, 

Gemeinschaftsräume und die Verbesserung des Wohnumfeldes mit seiner sozialen 

Infrastruktur, sind wichtige Bestandteile (Möller, 2004, S. 29). Bei den 

Planungsvorbereitungen sowie Neu- und Umbauten sind ältere und jüngere Bewohner in 

die Prozesse einzubeziehen (Möller, 2004, S. 29). Daraus folgt, dass es sowohl für 

Jüngere und Ältere Wohnangebote im Quartier geben soll, wobei jeder seine Häuser 

bewohnt und durch eine lebendige Nachbarschaft organisiert ist (Krings-Heckemeier et 

al., 2008, S. 13). Familien benötigen größere Wohnungen oder ein Einfamilienhaus mit 

einem Wohn- und Lebensbereich mit eigener Küche bzw. einem Garten oder Balkon 

(Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 13). Außerdem brauchen sie Möglichkeiten ihre 

Kinderwagen oder Fahrräder abzustellen und stets eine Fläche für ihre Kinder, mit nahen 

Kontakt zur eigenen Wohnung (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 13). Ältere Bewohner 

brauchen vermehrt eine Wohnung im Erdgeschoss mit mindestens zwei oder auch mehr 

Zimmer, wenn beide Ehepartner noch leben (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 13). Falls 

die Wohnung in einem höheren Geschoss liegt, ist ein Fahrstuhl notwendig (Krings-

Heckemeier et al., 2008, S. 13). Durch einen großzügigen Eingangsbereich in den 

Gebäuden mit Sitzmöglichkeiten oder sogar einem Servicestützpunkt steigert sich die 

Attraktivität (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 13). Um die Nebenkosten geringer zu 

halten, wird empfohlen, erneuerbare Energien einzusetzen, da diese in Form von 

Solarstrom oder Blockheizkraftwerken eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber den 

Preisen am Markt liefern (Hopfner/ Zakrzewski, 2012, S. 53). Um die Mobilität im 

größeren Umkreis zu fördern, bietet sich die engere Strukturierung des öffentlichen 

Personennahverkehrs an (Hopfner/ Zakrzewski, 2012, S. 53). Dies setzt eine Kooperation 

bzw. Unterstützung der jeweiligen Gemeinde oder Stadt voraus.    
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Barrierefreies Bauen bzw. Umbauen oder auch Universelles Design sind unabdingbarer 

Bestandteile von Quartierskonzepten (Jocham, 2012, S. 24). „Wir brauchen Wohnungen 

ohne eine besondere Gestaltung, die von möglichst allen bewohnt werden können“ 

(Jocham, 2012, S. 24). Die Anforderung, die Barrieren in Quartieren möglichst zu 

minimieren bzw. auszuschließen, stoßen auf das Problem, dass Wohnungen im Bestand 

oft das Prinzip von Aufwand, Kosten und Nutzen sprengen (Möller, 2004, S. 32). Dennoch 

wird bei jedem Projekt das individuelle Höchstmaß angestrebt. Ein wichtiger Grund liegt 

darin begründet, weil im Quartier ein bunter Mix von Persönlichkeiten leben sollen, auch 

wenn sie alt, noch sehr jung, mit Kinderwagen oder Rollator unterwegs sind (Voříšková, 

2012, S. 10). Barrierefreiheit kann als Grundbaustein verstanden werden, welcher im 

Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen im Sozialrecht verankert ist:  

 

„Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische 

Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle 

Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete 

Lebensbereiche, wenn sie für behinderte Menschen in der allgemein üblichen Weise, 

ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar 

sind“ (Voříšková, 2012, S. 11).  

 

Das Deutsche Institut für Normung hat diese Definition in verschiedene Normen einfließen 

lassen. Die Norm DIN 18040 Teil 2 beinhaltet Vorschriften bezüglich des Wohnens an 

sich und die DIN 18040 Teil 3 Anleitungen zur Ausgestaltung zum öffentlichen Verkehrs- 

und Freiraum (Jocham, 2012, S. 24). Auf welchen Grundlagen jedoch die Vorschriften in 

den einzelnen Bundesländern umgesetzt werden, ist jedem selbst überlassen (Jocham, 

2012, S. 24). Die Einhaltung der DIN Normen erfolgt nur über ein freiwilliges 

Zertifizierungsverfahren (Kremer-Preiß/  Mehnert, 2014, S. 20). Genauso schwierig sieht 

es bei der genauen Bestimmung der Anzahl bereits vorhandener oder noch benötigten 

barriefreien Wohnraums aus (Kremer-Preiß/  Mehnert, 2014, S. 19). Zwar wurde eine 

bundesweite repräsentative Erhebung durchgeführt, jedoch wurden nicht die Anforderung 

der DIN 18040 Teil 2 zugrunde gelegt, sondern nur der Anspruch weitgehend 

barrierefreien Wohnens (Kremer-Preiß/  Mehnert, 2014, S. 20). 
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Abb. 9 Mindestanforderungen weitgehend barrierefreien Wohnens (Kremer-Preiß/  

Mehnert, 2014, S. 20) 

 

In den Haushalten ab 65 Jahren leben damit derzeit fünf Prozent in Wohnungen mit 

diesen Mindestanforderungen und damit knapp 500.000 bundesweit (Kremer-Preiß/  

Mehnert, 2014, S. 20). Insgesamt gibt es allerdings 1,4 Millionen weitgehend 

barrierefreien Wohnraum, wenn jene eingeschlossen werden, die auch von unter  

65-jährigen bewohnt werden (Kremer-Preiß/  Mehnert, 2014, S. 21).   

 

Als Erweiterung zur Barrierefreiheit kann das Universelle Design oder auch das Design für 

Alle verstanden werden (Voříšková, 2012, S. 12). Beide Begriffe stehen für dieselben 

sieben Prinzipien, welche die Fundamente von Barrierefreiheit bilden (Voříšková, 2012, S. 

12). Zuerst ist eine ausgedehnte Nutzbarkeit gefordert, wodurch für Personen mit 

verschiedenen Anlagen eine Marktfähigkeit gegeben ist und dies in identischer oder 

gleichwertiger Qualität (Voříšková, 2012, S. 12). Zweitens ist eine gesteigerte 

Wandelbarkeit in der Benutzung durch das Design für die Anwender möglich (Voříšková, 

2012, S. 12). Drittens sollte eine intuitive Nutzung sowie viertens eine effiziente 

Verfügbarkeit von gewünschten Informationen möglich sein (Voříšková, 2012, S. 12). 

Fünftens kann durch Universelles Design eine Reduzierung von Fehlern erreicht werden 

sowie sechstens ein geringerer körperlicher Aufwand, damit das eigene Körpergefühl 

erhalten bleibt (Voříšková, 2012, S. 12). Schlussendlich sollte ein Status erreicht werden, 

bei dem jeder unabhängig von seiner Größe und dem benötigten Platz, die Nutzung des 

jeweiligen Designs ausführen kann (Voříšková, 2012, S. 12).        

7.2.2 Soziale Strukturen 

Einen bedeutenden Faktor bei Quartierskonzepten nimmt die Organisation von 

gegenseitiger Unterstützung im Alltag ein, wobei Familien den Wunsch nach einer 

Absicherung der Kinderbetreuung, mögliche Fahrgemeinschaften zur Schule und 

Nachmittagsaktivitäten haben (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 13). Die Bedürfnisse bei 

Älteren liegen eher darin, dass sie die Einsamkeit verdrängen und vorgeordnete 
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Dienstleistungen der Pflege, wie Einkäufe oder Besucherdienste, in Anspruch nehmen 

können (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 13). Wenn sie doch irgendwann 

Dienstleistungen in Anspruch nehmen müssen, dann gibt es ein Netzwerk 

verschiedenster Anbieter in der unmittelbaren Umgebung (Siemens, 2004, S. 41). In der 

Abb. 10 ist eine Übersicht zu finden. Zum primären Netz gehören die Familie und die 

Freunde, zum Sekundären zum Beispiel die Nachbarn und Vereine und zum tertiären 

Netz die Unternehmen und Institutionen (Narten, 2008, S. 10).    

 

Dadurch, dass häufiger Hilfe- und Pflegebedarf bei Personen in Quartieren vorliegt, ist ein 

hohes Maß an Vertrauen notwendig bezüglich der vereinbarten Leistungen und ein 

nachhaltiger Kontakt zu den Beteiligten (Siemens, 2004, S. 41). Für eine monatliche 

Betreuungspauschale werden Grundleistungen gewährt, welche durch zusätzliche 

Wahlleistungen vervollkommnet  werden können (Siemens, 2004, S. 42 f.). 

 

Tab. 10 Gegenüberstellung Grundleistungen und Wahlleistungen (eigene Darstellung 

nach Siemens, 2004, S. 42 f.) 

Grundleistungen Wahlleistungen 

- Wöchentliche persönliche Besuche 
durch eine qualifizierte Bezugsperson 

- Ambulante und hauswirtschaftliche 
Versorgung, im Rahmen der 
Pflegeversicherung 

- Bereitstellung eines Hausnotrufes - Haushaltshilfen für die Wohnungsreinigung 

- Verbindliche Bereithaltung von 
Dienstleistungen im Bereich der 
ambulanten Pflege und der 
hauswirtschaftlichen Versorgung im 
Rahmen der Pflegeversicherung 

- Handwerkliche Hilfen für Haus und Garten 
(inkl. Winterdienst) 

- Soziale Beratung und Betreuung bei 
auftretenden Problemen  

- Einkaufsservice 
 

- Zusammenarbeit mit Ärzten, 
Therapeuten und anderen Stellen 

- „Essen auf Rädern“  

- Organisation notwendiger 
Dienstleistungen nach Krankenhaus-
aufenthalt und bei Erkrankung  

- Vorbereitung und Organisation notwendiger 
Anpassungen der Wohnung/ des Hauses 
an erkrankungs-/ behinderungsbedingte 
Situationen 

- Information über Veranstaltungen und 
Freizeitangebote am Ort 

- Wohnungsbetreuung bei Abwesenheit 

- Organisation regelmäßiger Treffen - Wäschedienst 

- Information und Beratung Angehöriger - Begleit- und Fahrdienste 

 - Zusätzlicher Besuchsdienst 

 - Tagespflege 

 - Hilfsmittelverleih 

 

Die Grundleistungen können über die Koordinationsstelle vor Ort organisiert und mit 

einzelnen Betreuern die Aufgaben abgestimmt werden (Siemens, 2004, S. 42). 
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Wahlleistungen erbringen zumeist ambulante Pflegedienste und Ehrenamtliche eines 

Sozialdienstes (Siemens, 2004, S. 44). Für bestimmte Dienste werden Kooperationen mit 

Netzwerkpartnern eingegangen, um zum Beispiel den Hausnotruf, die 

Wohnraumberatung, die Kurzzeitpflege, stationäre Aufnahme und Sterbebegleitung 

abzudecken (Siemens, 2004, S. 46). Für Personen, welche sich ehrenamtlich engagieren 

möchten, sind kurze Wege von Bedeutung, ebenso wie sie sich als wichtigen Teil ihrer 

Stadt oder Gemeinde fühlen wollen (Siemens, 2004, S. 49). Insgesamt sollen 

kleinräumige Kontakte entstehen, welche sich über sämtliche Altersgrenzen und Grade 

der Hilfebedürftigkeit hinweg ausdehnen und sich auch den Schwächsten der 

Gesellschaft annehmen (Siemens, 2004, S. 62).  

 

Ein Begriff ist prägend für dieses Zusammensetzen von unterschiedlichen Arten der 

Unterstützung, der Hilfe-Mix (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.10). Dieser besteht zum einen 

aus professioneller Unterstützung, welche durch Fachkräfte mit kostenpflichtigen Diensten 

gewährleistet wird (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.10). Zum anderen besteht dieser aus 

Selbsthilfe, die „alle selbst organisierten Hilfe- und Unterstützungsformen“ (Bäuerle/ 

Scherzer, 2009, S.11) umfasst. Dazu zählen sowohl familiäre, freundschaftliche, 

nachbarschaftliche und bezahlte Hilfe (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.11). Ein hohes Maß an 

Verantwortung kommt dabei den professionell Tätigen zu, da diese die Aufgabe haben, 

einen individuellen Ausgleich zwischen den Ebenen zu schaffen (Bäuerle/ Scherzer, 

2009, S.11). Somit soll sichergestellt werden, dass keine Über- bzw. Unterforderung der 

Bewohner eines Quartiers eintritt und auf ihre subjektiven Bedürfnisse eingegangen wird 

(Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.11). Allerdings werden die Professionellen von den 

Angehörigen oder Ehrenamtlichen zu Hilfe gebeten und nicht umgekehrt, wodurch sich 

ein neues Denken und Handeln von Nachfrage etabliert (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.14). 

Die Verantwortung in der Umgebung eines Quartiers wird als geteilt verstanden, wodurch 

jeder Mitwirkende Teil des Ganzen wird (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.15). Es ist ein 

Bestreben, dass trotz steigender Hilfe- und Pflegebedürftigkeit die Menschen bis an ihr 

Lebensende im Quartier wohnen bleiben können (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.21). Auch 

wenn sie an Demenz erkrankt sein sollten oder die Pflegestufe drei besitzen, da zur 

Struktur auch die Eingliederung eines Pflegeheims als notwendig erachtet wird (Bäuerle/ 

Scherzer, 2009, S.14). Allerdings wird nicht ein Pflegeheim nach heutigen vielfachen 

Grundsätzen gewünscht, sondern eines, welches sich an der Individualität der Bewohner 

und Bewohnerinnen ausrichtet und nicht nach der Willkür irgendwelcher komfortablen 

Abläufe (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.14).  
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Ein Wohnen im Quartier setzt jedoch auch ein hohes Maß an Eigeninitiative voraus, 

wodurch Menschen, welche eng vernetzte Strukturen auf allen Ebenen als erdrückend 

empfinden, dort nicht wohnen können (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S.20). Als erster Schritt 

sind nämlich die Bürger bei der Entwicklung von Quartiersstandorten einzubeziehen und 

das Prinzip des bottom up zu berücksichtigen (Drilling/ Schnur, 2012, S. 14). Wenn das 

gemeinschaftliche Wohnprojekt verwirklicht wurde, sehen Drilling und Schnur diesen 

wichtigen Ansatz: 

 

„Eine Relevanz besteht insbesondere in der sozialen Einbindung der Akteure: Hier 

entstehen Normen und Kontrollmechanismen jenseits staatlicher Regulierung, hier 

werden der Umgang mit der Umwelt und knappen Ressourcen, dass Engagement im 

Quartier oder das Reflektieren eigener Handlungsweisen erprobt; zudem ist die 

Gemeinschaft Ausgangspunkt der Institutionalisierung von Meinungen und 

Kompromissen, die in partizipativen Strukturen Ausdruck finden können (z.B. 

Quartierverein, Nachbarschaftsnetz, Mietervereinigung)“ (Drilling/ Schnur, 2012, S. 19).     

 

Sollte durch diese gebildete Grundstruktur eine sich gegenseitig beeinflussende, 

produzierende und reproduzierende Gemeinschaft entstehen, wird somit Sozialkapital 

generiert und an nachfolgende Generationen weitergegeben (Drilling/ Schnur, 2012, S. 

20).  

 

Damit Netzwerke ihre Wirkung entfalten können, müssen unterschiedliche Merkmale 

ausgeprägt werden, um deren Produktivität zu gewährleisten (Narten, 2008, S. 13). Die 

Mitglieder sollten die gleichen Überzeugungen teilen, jedoch auch über verschiedene 

Ansichten und Blickwinkel verfügen, sodass Innovationen möglich werden (Narten, 2008, 

S. 13). Eine lockere Koppelung unter den Partnern bewirkt „eine fließende, dezentrale und 

anpassungsfähige Organisationsstruktur“ (Narten, 2008, S. 13), welche zügige 

Verhandlungen und andere Allianzen ermöglicht. Nichts desto trotz ist eine gewisse 

innere Ordnung nötig, die sich meist auf persönlicher Sympathie aufbaut (Narten, 2008, S. 

14). Die Mitglieder im Netzwerk haben fast immer eine Doppelrolle, da sie zwei 

Organisationen vertreten (Narten, 2008, S. 14). Zum einen gehören sie Ihrer eigenen an 

und zum anderen dem Netzwerk, welches eigene Ziele verfolgt, weshalb es nötig ist, ein 

gemeinsames Leitbild zu definieren (Narten, 2008, S. 15). Damit verbunden sind 

zugeteilte Aufgaben, entsprechend der Fähigkeiten jedes einzelnen Mitglieds, egal ob es 

um soziale Kompetenzen, sachliche oder finanzielle Mittel, Wissen oder bereits 

angebotene Dienstleistungen geht (Narten, 2008, S. 16). Ein hohes Maß an 
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Kooperationsgemeinschaft mit der Prämisse ein Gleichgewicht der Stärken und 

Schwächen zu wahren ist erforderlich, da es kein Ziel der Teilnehmer eines sozialen 

Netzwerkes ist, sich einen einseitigen Vorteil gegenüber seinen Partnern zu verschaffen 

(Narten, 2008, S. 16). Es ist zwingend notwendig, dass regelmäßige Treffen mit einer 

hochwertigen Moderation stattfinden, wobei am Ende von Sitzungen verbindliche 

Absprachen getroffen werden können (Narten, 2008, S. 17). Die Größe eines Netzwerkes 

liegt bei sieben bis zwölf Mitgliedern, um zu einer reibungsloseren Kommunikation und zu 

einfacheren Entscheidungen zu verhelfen (Narten, 2008, S. 18). Von Nöten ist ebenfalls 

eine Koordination dieser vernetzten Organisation, entweder durch ein eigenes Mitglied 

oder einer außerhalb befindlichen Stelle, mit einem eigenem Etat (Narten, 2008, S. 18 f.). 

Als gesetzliches Fundament wird die Form eines Vereins befürwortet (Narten, 2008, S. 

21). Ein wichtiger Aspekt ist, dass die bereits vorhandenen Dienstleister und 

Einrichtungen am Standort des Quartiers versucht werden mit einzubeziehen, denn diese 

können Ressourcen und Wissen aufweisen, welches zum Gegenseitigen Vorteil 

eingesetzt werden kann (Narten, 2008, S. 39).  

  

7.2.3 Finanzielle Strukturen 

Die Möglichkeiten sind vielschichtig und in jeglicher Hinsicht kombinierbar, weshalb es 

nicht das Ziel ist jede erdenkliche Finanzierung ausführlich darzulegen. Es wird angeraten 

sich einen Mix aus verschiedenen Finanzierungsinstrumenten und – quellen zu bedienen, 

weil dadurch der Gesamtbedarf an Mitteln einfacher generiert werden kann (Kremer-

Preiß/ Stolarz, 2009, S. 37). Die Eigenkapitalquote, zum Beispiel, eines Anbieters bzw. 

der Mittelgeber sinkt und niedrigere Finanzierungskosten verbessern die Position im 

zukünftigen Wettbewerb (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 37).  

 

„Als Finanzierungsquellen kommen in Frage insbesondere die Anbieter selbst, der 

Finanzmarkt, die Gebietskörperschaften, die Sozialleistungs- und 

Sozialversicherungsträger, die Kunden/ Nutzer wie auch die Akteure der Zivilgesellschaft, 

die durch Geld- und Zeitspenden zur Finanzierung beitragen können“ (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2009, S. 39). Eine Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure verteilt die Kosten 

und den Aufwand auf mehr Schultern (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 39). Eine 

Beteiligung der zukünftigen oder bereits jetzigen Nutzer durch ihre Geldleistungen, ihr 

Vermögen oder durch den Einbezug ihrer kostenlos zur Verfügung gestellten Arbeitskraft, 

wird noch relativ selten angewendet (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 39 f.). Auch 

eingenommene Geldbeträge durch Spenden müssen exakt dokumentiert und über den 

entsprechenden Verwendungszweck informiert werden (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 
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40). Sollten tatsächlich Finanzmarktmittel für das Quartiersprojekt gebraucht werden, so 

empfiehlt sich zum Beispiel eine Bank mit einem Berater, welcher auf dem Gebiet 

Erfahrung hat und der bereits persönlich mit den Interessenten bekannt ist (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2009, S. 40). Zum Grundrepertoire gehören langfristige Investitionskredite, 

welche allerdings ein gewisses Maß an Eigenkapital voraussetzen (Kremer-Preiß/ Stolarz, 

2009, S. 20). Mit Hilfe von Mezzanine-Kapital, welches aus Eigenkapital und ergänzenden 

Mittel besteht, kann die Bonität maßgeblich erhöht und der Zugang zu Investitionskrediten 

gelegt werden (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 20). Sowohl im rechtlichen als auch 

wirtschaftlichen Sinne handelt es sich um Eigen- und Fremdkapital, wodurch die 

Kreditlinie erhöht werden kann (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 20). Eine reine 

Finanzierung über Mezzanine-Kapital wäre zu kostenintensiv, da die Verpflichtungen die 

gegenüber der Bank zu erfüllen sind, sich als sehr umfangreich darstellen (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2009, S. 20). Ein anderes Instrument als Alternative stellt das Leasing dar, 

welches auch auf Immobilien und vieles mehr angewendet werden kann (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2009, S. 21). Zwar sind die Kosten für den gesamten Zeitraum der Nutzung 

höher, aber die Bilanz wird nicht belastet und die Aufwendungen können zeitlich 

ausgeweitet werden (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 21). Folglich liegt für den Betreiber 

eine rechenbare feste Größe, über einen längeren Zeitraum vor (Kremer-Preiß/ Stolarz, 

2009, S. 21). Es ist „darauf zu achten, dass die vereinbarte Höhe der durch den Betreiber 

an den Investor regelmäßig zu zahlenden Leasingrate nachhaltig aus dem Betrieb der 

Seniorenimmobilie erwirtschaftet werden kann“ (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 21). Nicht 

unüblich ist auch die Finanzierung über Fonds, welche Kapital von Privatpersonen und 

institutionellen Finanzinvestoren bündeln (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 22). Der 

Einsatz von Finanzmittel bereits vorhandener oder künftigen Kunden können durch 

verschiedene Varianten eingebunden werden (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 23). Zum 

einen durch den Erwerb des Kunden von Wohnrecht, welches mit einem Nutzungsrecht 

einhergeht und das eingesetzte Kapital entweder abgewohnt wird oder erhalten bleibt und 

verzinst wird (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 23). Es erfolgt ein gesicherter Eintrag ins 

Grundbuch (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 24). Zum anderen wird in einer Immobilie 

eine Wohnung als Eigentum erworben (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 23).           

      

Es ist ratsam, bereits in einer frühen Phase des Entstehens, einen Dialog mit den 

öffentlichen Finanzierungsträgern und den Sozialversicherungsträgern zu führen (Kremer-

Preiß/ Stolarz, 2009, S. 40). Auch in solchen Projekten hängt die Inbetriebnahme von 

einer Zulassung ab, welche durch Stellen genehmigt werden muss (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2009, S. 40). Dieselben Stellen entscheiden über die Übernahme von später 
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erbrachten Leistungen, vor allem im ambulanten Bereich (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 

41).         

 

7.2.4 Sozioökonomische Strukturen   

Das Netzwerk Soziales neu gestalten (SONG) hat sich mit vielen Studien bezüglich 

Lebensraum- und Quartierskonzepten beschäftigt und einen realen sozioökonomischen 

Nutzen neuer Wohnmodelle untersucht (Then et al., 2010, S. 4). Konkret sollte ihre 

Analyse zeigen, „wie sich quartiersbezogene, gemeinschaftliche Wohnprojekte auf den 

konkreten Hilfebedarf unterstützungsbedürftiger Personen auswirken“ (Then et al., 2010, 

S. 5). Außerdem werden den Fragen nachgegangen, wie der Unterstützungsbedarf 

gedeckt wird, seine Kostenhöhe und eine Auswertung der Lebens- und Wohnqualität 

erfolgen (Then et al., 2010, S. 13). Zwar sind alle vier Modellprojekte, die der Analyse 

unterzogen wurden, verschieden aufgebaut, jedoch haben alle die gleichen zentralen 

Ansätze der Gemeinwesensarbeit und des Quartiersbezugs (Then et al., 2010, S. 13). Die 

Analyse wurde mit einer Programm- und einer Kontrollgruppe durchgeführt, wobei die 

Programmgruppe sich aus Personen zusammensetzt, welche in Wohnprojekten mit 

Quartiersbezug leben und einer Kontrollgruppe, die in Einrichtungen der Altenhilfe- und 

pflege lebt oder zu Hause ambulant versorgt werden (Then et al., 2010, S. 52).  

 

Die Social Return on Investment – Analyse (SROI) erbrachte als Hauptergebnis, dass 

„sich geringere durchschnittliche Kosten je Bewohner, bezogen auf den >>Bewohner-

Mix<< aller Projekte, im Vergleich zu einer ähnlich strukturierten Kontrollgruppe“ (Then et 

al., 2010, S. 13) ergeben. Außerdem gibt es Anhaltspunkte bezüglich einer besseren 

gesundheitlichen Entwicklung sowie einen geringeren Bedarf an Hilfe in der 

Programmgruppe (Then et al., 2010, S. 13). Die Inanspruchnahme von 

Nachbarschaftshilfen ist in der Programmgruppe zwar geringer als in der Kontrollgruppe, 

wird aber vermehrt in Anspruch genommen (Then et al., 2010, S. 13). Die Signifikanz ist 

nur bei den Personen über 50 Jahren gegeben, wobei zwei erklärende Varianten 

berücksichtigt werden sollten (Then et al., 2010, S. 18). Variante eins bezieht als 

erklärende Variable den „Gesundheitszustand und Pflegebedarf vor dem Einzug in die 

Projekte bzw. Einrichtungen ein“ (Then et al., 2010, S. 18). Variante zwei bezieht als 

erklärende Variable den „Gesundheitszustand und Pflegebedarf zum Befragungszeitpunkt 

ein“ (Then et al., 2010, S. 18). Ein weiteres Bindeglied dazu stellt die signifikant vermehrt 

verbrachte Zeit der Personen der Programmgruppe, außerhalb der eigenen Wohnung dar, 

wodurch die Wohn- und Lebensbedingungen deutlich besser eingeschätzt werden (Then 

et al., 2010, S. 13). Potentiell lassen sich dadurch folgende ökonomische Effekte ableiten: 
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Einsparungen für die Bewohner bzw. der Pflegeversicherung oder eine Senkung ihrer 

Beiträge und das Quartier erhält einen Vorteil durch den erhöhten Austausch ihrer 

Mitglieder (Then et al., 2010, S. 13). Der monetäre Nutzen ist am höchsten in der oben 

erklärten Variante eins, wenn die über 50-jährigen betrachtet werden, mit einer 

Reduzierung der Kosten auf rund 50 Prozent (Then et al., 2010, S. 18). Bei einer 

gemeinsamen Betrachtung von Bewohnern und Trägern ergibt sich eine Reduzierung von 

noch rund 30 Prozent (Then et al., 2010, S. 18). Damit die ökonomischen Effekte auch als 

signifikant eingestuft werden können, müssen Personen ins Quartier einbezogen werden, 

welche eigentlich stationärer Pflege bedürfen (Then et al., 2010, S. 19).           

 

In der SROI – Analyse werden betriebswirtschaftliche und gesellschaftliche Ergebnisse 

erfasst (Then et al., 2010, S. 15). Die untersuchten Modellprojekte zeichnen sich durch 

einen bunten Mix der Generationen aus und Personen mit und ohne Behinderung, wobei 

stets darauf geachtet wurde, dass die Lebenssituationen vergleichbar sind (Then et al., 

2010, S. 14). Die Analyse geht von einem Quartiersbegriff aus, welcher zu allen Seiten 

offen ist und von den Ansichten der Beteiligten beeinflusst wird (Then et al., 2010, S. 20). 

Wichtig ist, „die Kombination aus selbstständiger Lebensführung, Rückzugsmöglichkeit in 

die eigene Wohnung, kurzen Wegen zu Geschäften und Angeboten aller Art und enger 

Verknüpfung der Wohnanlage mit dem Viertel wird als Einzugsgrund von vielen betont, 

wobei die Gewichtung dieser Faktoren von Standort zu Standort variiert“ (Then et al., 

2010, S. 21). Ein entscheidender Faktor ist die städtebauliche Struktur, welcher Quartiere 

prägt und eine hohe Anzahl von Netzwerkmöglichkeiten erlaubt und eine Nutzungsvielfalt 

ermöglicht (Then et al., 2010, S. 22). Das oberste Ziel aller einbezogenen Projekte ist es, 

ein Leben in größtmöglicher Selbstständigkeit zu ermöglichen und die Abhängigkeit zu 

sämtlichen primären, sekundären und tertiären Beteiligten auf das jeweilige individuelle 

Maß an Hilfe zu reduzieren (Then et al., 2010, S. 22). Werden die Teilnehmer des 

Netzwerkes einer Person betrachtet, so ergibt sich ein Bild vielfältigerer Beziehungen mit 

der Person und untereinander, um sich an die Bedarfslage des Bewohners anzupassen 

(Then et al., 2010, S. 22). „In der Gesamtbetrachtung reduzieren die Modellprojekte die 

für die Bewohner entstehenden Kosten für Unterstützungsbedarf nach den […] 

empirischen Resultaten deutlich gegenüber alternativen Möglichkeiten der Lebensführung 

von Menschen in vergleichbaren Lebenssituationen“ (Then et al., 2010, S. 24). Ein 

Potenzial zur Effizienzsteigerung liegt darin, wenn niedrigschwellige 

Unterstützungsleistungen nicht von Professionellen aus dem Gesundheits- und 

Pflegesystem geleistet werden (Then et al., 2010, S. 24). Der daraus erzeugte soziale 

Mehrwert deckt Anliegen jenseits gesetzlicher Bestimmungen, welcher aber nur mit Hilfe 
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von Sozialarbeitern gewährleistet werden kann (Then et al., 2010, S. 25). Die erhobenen 

Daten lassen es allerdings nicht zu, die Effekte zu quantifizieren oder Größen der 

Bewohner oder Wohnungsanzahlen festzulegen (Then et al., 2010, S. 25).    

 

7.4 Mögliche Hürden zur intakten Quartiersstruktur 

Es ist selten, dass es bei der Entstehung eines Quartiers nur einen Investor gibt, da der 

Grundgedanke von Quartierskonzepten in der Entwicklung und Umsetzung von 

gemeinsamen Vorstellungen vom Leben und Wohnen liegt. Dadurch können die 

unterschiedlichen Meinungen nicht nur belebend wirken, sondern auch langwierige 

Entscheidungsprozesse entstehen lassen, welche das Wohn- bzw. Lebensprojekt 

hinauszögern. Außerdem muss die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften beachtet 

werden, denn es gibt sowohl das Heimgesetz auf Bundesebene und für alternative 

Wohnformen in fast jedem Bundesland separate Landesgesetze, welche das 

Bundesheimgesetz ersetzen (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 11). Zwar gilt generell der 

„Grundsatz ambulant vor stationär“ (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 11), jedoch fehlen 

klar formulierte Regelungen zur Ausgestaltung von ambulanten Versorgungsstrukturen. 

Die Vielzahl der Möglichkeiten ist riesig und die Erfahrungen in der Praxis zeigen, dass 

die Planung und Entwicklung ein hohen Zeit- und Kostenaufwand in Anspruch nimmt  

(Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 14). Anbieter, welche neue Wohn-, Unterstützungs- und 

Pflegekonzepte integrieren wollen, müssen in erhebliche Vorfinanzierung treten  (Kremer-

Preiß/ Stolarz, 2009, S. 14). Teilweise gibt es zwar Bundesländer, welche Fördermittel 

bereitstellen, aber mit Auflagen, die dem Quartiersgrundgedanken entgegenstehen  

(Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 14). Der Zugang zu gemeinschaftlich genutzten Flächen, 

ist, zum Beispiel, nur den Anwohnern des Quartiers erlaubt, nicht der allgemeinen 

Öffentlichkeit  (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 14). Es besteht bei jedem Projekt der 

Anspruch, die Finanzierung so zu legen, dass auch die Schwächsten, zum Beispiel 

Schwerstpflegebedürftige und an Demenz Erkrankte, in der Gemeinschaft wohnen 

bleiben können (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2008, S. 15). Es ist deshalb abzuklären, in 

welchem Umfang die Sozialhilfeträger einer Übernahme der Kosten gegenüberstehen  

(Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 26). Auch Sozialversicherungsträger wie die Kranken- 

und Pflegeversicherungen kommen nicht ohne weiteres der Übernahme der entstandenen 

Wohn- und Versorgungskosten nach (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 33). Konkret 

besteht bei der Umsetzung von ambulant betreuten Wohngemeinschaften eine 

Spannung, bezüglich wer sie gründet, wie viele Pflegedienste die Versorgung 

gewährleisten und ob eine tatsächliche Wahlfreiheit und Selbstbestimmung sichergestellt 

werden kann (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 34). Ebenso ist auf die Bedürfnisse der 



38 

 

Zahlungsbereiteren Senioren einzugehen, weshalb eine Anpassung des 

Leistungsspektrums auch hier erforderlich ist (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 41). Ganz 

abzusehen von den Erfordernissen, welche Personen mit Migrationshintergrund 

benötigen (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 27). Zwar gibt es gewiss auch Schwierigkeiten bei 

der Integration in bereits lang etablierten Wohn- und Betreuungskonzepte, allerdings 

fordern Quartierskonzepte ein Höchstmaß an gemeinschaftlichen und inkludierten 

Verhaltens (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 27). Die bereits vorher möglichen entstandenen 

Barrieren, durch fehlende Strukturen der Integration mit Hilfe der Sprache, Einbindung in 

die Arbeitswelt und kulturellen Lebensweisen, sind nur schwerlich im späteren Stadium 

abzubauen (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 27).       

 

Als neue Aufgabe der Gemeinde oder genauer ihrer Kostenträger, wird eine aktive 

Beteiligung an der Entwicklung von Quartiersprojekten gefordert (Kremer-Preiß/ Stolarz, 

2009, S. 35). Allerdings könnte dies nicht unproblematisch werden, da Aufgrund von 

finanziellen Engpässen in den Haushalten, die Bereitschaft zur Mitfinanzierung gedämpft 

sein könnte. „Die Entdeckung des Quartiers und die Inwertsetzung der Ressourcen seiner 

Bewohner/innen dürfen nicht mit einem personellen und finanziellen Rückzug des Staates 

aus der Gesellschaft einhergehen“ (Drilling/ Schnur, 2012, S.26). Die Entwicklung einer 

gemeinsamen Strategie, mit geteilten Verantwortlichkeiten und nachhaltigen Vorgehen 

ermöglichen ein solides Grundgerüst (Drilling/ Schnur, 2012, S. 26). Womöglich gestaltet 

sich die Entwicklung und Durchführung von Quartierskonzepten in ländlichen Regionen 

schwieriger, da es dort einen erhöhten Anteil Älterer gibt und die Netzwerkmöglichkeiten 

ausgedünnter sind (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 26). Eine schrumpfende Einwohnerzahl 

und eine entsprechend benötigte Infrastruktur, bedürfen ausgeklügelter Ideen vieler 

williger Akteure (Bäuerle/ Scherzer, 2009, S. 26).      

 

Die Anforderungen bezüglich der Qualifikation der Mitarbeiter im Bereich der Altenhilfe 

ändern sich (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2008, S. 11). Die nachbarschaftlichen und 

netzwerklichen Gefüge erfordern eine Moderation von Professionellen, welche 

Eigenverantwortung und Eigeninitiative stärken (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2008, S. 11). Ob 

private Netzwerke von Familie, Freunden und Nachbarn oder organisierte Netzwerke, 

eine enge Kooperation ist ein Muss für Quartierskonzepte (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2008, 

S. 11). Ein gegenseitiges aufeinander Zugehen von verschiedenen Akteuren, auch von 

eventuellen Konkurrenten ist gefordert, um die Versorgung abzusichern (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2008, S. 12). Durch den zukünftigen sinkenden Anteil von Fachkräften müssen 

diese die Aufgabe übernehmen, sämtliche Nicht-Fachkräfte zu koordinieren und die 
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unterschiedlichen Stärken optimal in die Prozesse einbringen (Kremer-Preiß/ Stolarz, 

2008, S. 13). Dies setzt allerdings voraus, dass jeder sein eigenes fachliches Wissen 

dosiert einsetzen kann und das Managen von Konflikten beherrscht (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2008, S. 13). 

 

Um den Service einer Gemeinwesensarbeit oder der Wohnraumanpassung anbieten zu 

können, benötigt es der Finanzierung und dem Vorhandensein von qualifiziertem und 

einfühlsamen Personals  (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 30). Da dieser Service gar 

keinen oder nur einen gering Betrag kosten soll, stellt sich die Frage, wer als Anbieter in 

Frage kommt. Schließlich müssen diese Angebote unabhängig erfolgen und die jeweilige 

ratsuchende Person darf an keine Verpflichtungen gebunden werden (Kremer-Preiß/ 

Stolarz, 2009, S. 30). Eine Möglichkeit wird in der Gründung einer Stiftung gesehen, da 

die Mittelverwendung an einen Zweck gebunden wird (Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 

30). Außerdem können die Mittel von vielen verschiedenen Quellen stammen, zum 

Beispiel von Privatpersonen, Unternehmen, aber auch Vereinen  (Kremer-Preiß/ Stolarz, 

2009, S. 30). Einen anderen Weg ermöglicht ein Sozialfond. Der Sozialfond kann aus 

mehreren Quellen gespeist werden: „Kaufpreis des Baugrundstücks, Bauträgergewinn 

aus dem Verkauf der Wohnungen, Spenden der Gemeinden, […] oder von Privatleuten“ 

(Kremer-Preiß/ Stolarz, 2009, S. 31). Eine Auflistung aller Möglichkeiten ist an dieser 

Stelle nicht angestrebt.     

   

Durch ein hohes Maß an aufzubringender Eigeninitiative und den verschiedenen 

Wahlmöglichkeiten der einzelnen Bewohner im Quartier, bleibt die Hauptverantwortung 

bei ihnen selbst (Siemens, 2004, S. 53). Oft kommt es daher zu Konflikte mit 

Angehörigen, welche die Angebote von verschiedenen Service wählen wollen, ob dies 

ihre Eltern wollen oder nicht (Siemens, 2004, S. 53). Vermutlich ist bei den Angehörigen 

eine Vorstellung verankert, in welcher es besser ist sämtliche erleichternde Angebote 

anzunehmen, anstatt herauszufiltern, welche Ressourcen bei der jeweiligen Person noch 

vorhanden sind (Siemens, 2004, S. 53). Ein vermittelndes moderiertes Gespräch zum 

Gegenseitigen Verstehen der Vorstellungen ist unabdingbar (Siemens, 2004, S. 53). 

Ebenso wichtig ist es ein klares Bild der Grundphilosophie der Gemeinschaft nach außen 

zu vermitteln. Nur Personen, welche Gemeinschaft nicht als Belastung definieren, können 

in Quartiersstrukturen leben, die anderen sind automatisch ausgeschlossen.  
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7.5 Modellprojekte mit Erfolg 

7.5.1 Das Bielefelder Model  

Die Baugenossenschaft Freie Scholle in Bielefeld hat ein Konzept namens 

Lebensgerechtes Wohnen entwickelt, welches Wohnen für alle Generationen und in 

jeglicher Lebenssituation ermöglichen soll (Möller, 2004, S. 19). Ihre entwickelten 

Quartiere umfassen Wohnungen, welche noch alte Standards u.a. auch von Wohngrößen 

im Bestand aufwiesen und mit klassischer Ausstattung versehen waren (Möller, 2004, S. 

20). Auf Grund von veränderter Mieterklientel, weil eine steigende Zahl an 

Pflegebedürftigen sowie junge potenzielle Mieter und Familien, ein wandelndes Umfeld im 

baulichen und sozialen, kam es zur Umgestaltung (Möller, 2004, S. 20). Dem 

Genossenschaftsgrundsatz folgend kam es somit zur baulichen Umgestaltung und der 

Entwicklung von Beratungs- und Betreuungsleistungen in allen angehörigen 

Siedlungsgebieten (Möller, 2004, S. 20). Bestandteil der Neuerungen waren Abrisse von 

alten Gebäuden und die Errichtung von Neuen, um diese barrierefrei zu gestalten (Möller, 

2004, S. 21). Dabei wurde darauf Wert gelegt, dass diese barrierefreien Wohnungen auch 

für alle Generationen konzipiert sind (Möller, 2004, S. 21). Zusätzlich wurde ein 

Nachbarschaftszentrum mit Gemeinschafträumen eröffnet, wo alle Bewohner des 

Quartiers sich aktiv einbringen und dieses selbst gestalten können (Möller, 2004, S. 22). 

Jeder Mieter hat mindestens 45 Quadratmeter zur Verfügung und die Gelegenheit im 

Wohncafé zu verweilen (Jocham, 2008, S. 36). Es besteht keine Pflicht in Verbindung mit 

dem Mietverhältnis auch Betreuungsleistungen zu wählen, genauso wie die 

Betreuungsleistungen jederzeit gekündigt werden könnten ohne seinen Nutzungsvertrag 

für die Wohnung zu verlieren (Möller, 2004, S. 22). Die Sicherheit im Versorgungsfall ist 

ohne eine pauschale Abgabe 24 Stunden am Tag gewährleistet (Jocham, 2008, S. 36). 

Einen Beitrag dazu leistet das Vorhandensein einer Wohngemeinschaft, in der Menschen 

mit hohem Hilfe- und Pflegebedarf leben (Jocham, 2008, S. 37). Die Fachkräfte bieten 

somit die Möglichkeit auch für andere Bewohner im Haus, im Notfall, als Ansprechpartner 

zu agieren (Jocham, 2008, S. 37). Ein wichtiger Baustein des Konzepts ist die 

Kooperation mit Dienstleistungsanbietern und ehrenamtlichen Organisationen, wie zum 

Beispiel eines Pflegedienstes (Möller, 2004, S. 23).  

 

Jedes Siedlungsgebiet ist durch ein dezentralisiertes Quartierskonzepts mit einem 

dreiköpfigen Betreuungsteam (Mitgliederbetreuer, Altenbetreuer und Siedlungswart) 

besetzt (Möller, 2004, S. 23). Es gibt feste Sprechzeiten am Standort und außerdem auf 

Wunsch Hausbesuche (Möller, 2004, S. 23). „Der Mitgliederbetreuer ist für die 

wohnungswirtschaftlichen Fragen zuständig“ (Möller, 2004, S. 23). Dies beinhaltet die 
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Kündigungen und Bewerbungen von Wohnungen sowie die Vergabe jener und die 

Regelung bzw. Schlichtung bei Beschwerden (Möller, 2004, S. 23). Der Siedlungswart hat 

die Aufgabe Ausbesserungen in geringerem Umfang durchzuführen (Möller, 2004, S. 24). 

Der Verantwortliche für die Altenberatung ist dafür zuständig, sobald der Wunsch der 

Senioren besteht in ihrer Wohnung weiter zu leben, trotz Hilfebedarf, gemeinsam ein 

persönliches Konzept zu kreieren und für die Umsetzung zu sorgen (Möller, 2004, S. 24). 

Unverzichtbar dafür ist die Organisation von Hilfsmitteln eine persönliche „Anpassung der 

Wohnung und des Wohnumfeldes“ (Möller, 2004, S. 24). Die Pflege wird durch die 

Vermittlung eines Pflegedienstes, welcher direkt in die eigenen vier Wände kommt, 

sichergestellt (Möller, 2004, S. 24). Um die Finanzierung von gemeinnützigen Leistungen 

noch breiter aufzustellen, wurde ein Nachbarschaftshilfeverein initiiert (Möller, 2004, S. 

24).         

      

7.5.2 Projekt Aegidienhof  in Lübeck 

In Mitten der Innenstadt von Lübeck ist ein Quartier entstanden, welches 1.700 Bürger bei 

insgesamt circa 213.000 Einwohnern umfasst (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 28). Der 

Anteil der unter 18-jährigen und über 65-jährigen liegt zwischen elf bis zwölf Prozent 

(Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 28). Mit zehn Prozent und zwei Prozent Anteil, leben 

Arbeitslose und Migranten im Quartier (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 28). Eine 

Planungsgemeinschaft entwickelte für das Wohngebiet ein individuelles Konzept und um 

gemeinsamen Bedarfen gerecht zu werden, wurden Interessierte zeitig in das Projekt 

eingebunden (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 28). Unter dem Motto „Jung und Alt 

unter einem Dach […] sind die Bereiche Wohnen und Arbeiten, Gemeinschaftsräume, 

altengerechte Wohnungen, die Öffnung zum Stadtteil und die Integration junger 

behinderter Menschen“ (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 28) im zentralen Fokus. Eine 

Balance soll zwischen dem privaten Rückzug in die eigenen vier Wände und der 

gegenseitigen Unterstützung im Alltagsleben unter der Nachbarschaft erreicht werden 

(Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 28).  

 

Insgesamt setzt sich der Aegidienhof aus zwölf unterschiedlichen Häusern mit ebenso 

einzigartigen Konzepten zusammen (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 29). Viele Häuser 

erfüllen den Anspruch alten- und behindertengerecht zu sein und durch Fahrstühle oder 

entsprechenden Hebevorrichtungen in die Wohnunterkünfte zu gelangen (Krings-

Heckemeier et al., 2008, S. 29). Der Grundriss einiger Wohnungen ermöglicht auch die 

Initiierung von Wohngemeinschaften (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 29). Damit eine 

gewisse Verbindlichkeit unter den Anwohnern entsteht, ist ein Mitglied jedes Haushaltes 
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verpflichtet in den extra gegründeten Verein einzutreten (Krings-Heckemeier et al., 2008, 

S. 29). Mit Hilfe eines Nachbarschaftsbuches wird eine Übersicht ermöglicht, welche 

Aufgaben der jeweilige Anwohner in der Gemeinschaft übernimmt (Krings-Heckemeier et 

al., 2008, S. 29).  

 

Das Grundstück wurde von der Hansestadt Lübeck abgekauft, nachdem sich für das 

Areal gut zweidrittel an Käufern gefunden hatte (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 29). 

Es wurde eine Bruchteils- bzw. Wohneigentümergemeinschaft gegründet, „wodurch jeder 

Käufer sofort Anspruch auf das eigene Wohneigentum erhielt“ (Krings-Heckemeier et al., 

2008, S. 29). Durch eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts war es möglich, parallel zum 

Baugeschehen, die Vorstellungen aller Beteiligten einfließen zu lassen (Krings-

Heckemeier et al., 2008, S. 30). Mit Hilfe unterschiedlicher Förderprogramme, ob von 

staatlicher Seite her oder von Stiftungen, konnten die finanziellen Anforderungen optimal 

erfüllt werden (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 30).      

       

7.5.3 Projekt Oberstadt in Ravensburg 

Die Innenstadt von Ravensburg mit insgesamt damals 48.500 Einwohnern, beherbergt in 

seiner Innenstadt ein Quartier mit 730 Personen (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 40). 

Unter 18-jährige sind mit einem Anteil von elf Prozent, über 65-jährige mit vierzehn 

Prozent und Migranten mit fünfzehn Prozent vertreten (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 

40). „Das Konzept der „Lebensräume für Jung und Alt“ wurde Mitte der 1990er Jahre von 

der Stiftung Liebenau entwickelt und ist mittlerweile in Trägerschaft ihrer 

Tochtergesellschaft St. Anna-Hilfe für ältere Menschen gGmbH an 24 Standorten 

realisiert“ (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 40). Der Grundgedanke des Konzepts liegt 

darin ein Umfeld zu schaffen, welches für alle Altersklassen geeignet ist und die 

Dienstleistungen am Markt hinter jenen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe anstellt 

(Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 40). Erst wenn diese Hilfen nicht mehr ausreichen, 

sollen professionelle Dienstleistungsanbieter helfend beistehen (Krings-Heckemeier et al., 

2008, S. 41). In diesem Fall durch die St. Anna-Hilfe, welche eine Sozialstation unter sich 

hat oder ein Pflegeheim (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 41). Eine schnelle 

Erreichbarkeit von Einkaufszentren, Ärzten, Behörden und kulturellen Einrichtungen wird 

angestrebt, genauso wie eine enge Zusammenarbeit mit der Kommune, welche auf 

unterschiedliche Weise darauf Einfluss nehmen kann (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 

40). Das Alleinsein im Alter soll begrenzt werden, gleichsam der Eintritt in die 

Pflegebedürftigkeit (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 40). Ein Hauptanliegen des 

gegründeten Sozialfonds ist die Einstellung einer Gemeinwesensarbeiterin, die sich den 
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Bewohnern annimmt und als erste Ansprechpartnerin dient (Krings-Heckemeier et al., 

2008, S. 40). Allerdings können die Bewohner keine konkreten Hilfen einfordern, weil sie 

keine Pauschale, wie im ursprünglichen Sinne vom Betreutem Wohnen, zahlen müssen 

(Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 40). Eine abgesicherte Finanzierung ist durch die 

feste Bindung der Fondmittel an die Gemeinde bzw. ihrer Bewohner gewährleistet 

(Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 42). Selbstzutragende Kosten sind jene, die für 

Wohnung oder wenn Pflegeleistungen in Anspruch genommen werden müssen (Krings-

Heckemeier et al., 2008, S. 42). Allerdings kann auch hier durch einen Antrag bei der 

jeweiligen Pflegekasse geprüft werden, ob Anspruch auf Leistungen der 

Pflegeversicherung bestehen (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 42). Im Stadtteil gibt es 

Räumlichkeiten, die gemeinschaftlich genutzt werden können und zwar von allen, 

unabhängig vom Alter, Einkommen und Interessen, die im Viertel leben (Krings-

Heckemeier et al., 2008, S. 40). Unterschiedliche Projekte sind fester Bestandteil der 

Philosophie, mit dem Ziel folgende Punkte zu fördern: bürgerschaftliches Engagement, 

Kommunikation im Stadtteil, Miteinander der Generationen, Integration/ Teilhabe von 

Benachteiligten und Hilfe für Menschen mit geringem Einkommen (Krings-Heckemeier et 

al., 2008, S. 41).  

 

Eine Wohnanlage, namens Gänsbühl, im Viertel mit 50 Wohnungen besteht fast zur 

Hälfte aus Wohnungen von bis zu 55 Quadratmetern (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 

41). Etwas über einem Drittel ist zwischen 56 und 75 Quadratmeter und 18 Prozent sind 

über 76 Quadratmeter groß (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 41). 80 Prozent der 

Wohnungen sind vermietet, es kann aber auch Wohnraum gekauft werden (Krings-

Heckemeier et al., 2008, S. 42). Für jeden Bürger ist ein Café offen zugänglich und 

daneben hat sich ein Kindergarten angesiedelt (Krings-Heckemeier et al., 2008, S. 41).            
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8. Diskussion 

Eine Umfrage ergab, dass eine Mehrheit von 80,2 Prozent der heutigen Älteren auch im 

höheren Alter in einer ganz normalen Wohnung, am besten in ihrer eigenen bzw. im 

gegenwärtigen Quartier bleiben möchten (Naegele et al., 2006, S. 7). Eingeschlossen ist 

dabei noch nicht die Option auf Wohnen mit Hilfe (Naegele et al., 2006, S. 7). Die Zahl 

von circa 1,76 Millionen Menschen mit Pflegestufe im Jahr 2011, welche zu Hause 

versorgt wurden, spricht für die Erfüllung dieses Wunsches (Statistisches Bundesamt, 

2013, S. 9). Da es doch insgesamt fast 2,5 Millionen Pflegebedürftige zu versorgen galt 

(Statistisches Bundesamt, 2013, S. 9). Personen im Alter ab 50 Jahren wurden Ende des 

Jahres 2010 gefragt, wie sie im Alter von 70 Jahren Wohnen wollen (Statista, 2014). Mit 

57 Prozent gaben sie an, in einer Wohnung oder Haus mit der Möglichkeit auf Hilfe zu 

leben (Statista, 2014). Dies könnte ein Anzeichen dafür sein, das sich die Ausgestaltung 

des Wunsches wandelt und zumindest eine Option auf Hilfe erbeten wird. Je nachdem 

welche Jahrgänge für die Babyboomer veranschlagt werden, so hat zumindest ein Teil 

von ihnen das Ergebnis mit beeinflusst. Um ein signifikanteres Ergebnis zu erhalten, wäre 

es möglich eine Befragung nur mit den Personen durchzuführen, die zwischen 1955 und 

1968 geboren wurden. Dies könnte eine Lücke schließen, um das Wissen über deren 

Vorstellungen bezüglich ihres Lebensabends, da es momentan wenig Literatur zu dieser 

Thematik gibt. Es können lediglich mögliche Entwicklungen aufgezeigt werden, jedoch 

keine signifikanten Fakten. Außerdem wurden die Wohnwünsche von Babyboomer mit 

Migrationshintergrund noch überhaupt nicht beleuchtet. Deutschland legte zum einen  

38 Prozent (399.900) an Zuwanderern im Jahr 2012 zu (Wisdorff, 2014). Zum Anderen 

hatte im gleichen Jahr rund 20 Prozent der Bevölkerung in Deutschland bereits einen 

Migrationshintergrund (Statistisches Bundesamt, 2014). 

 

Da der Wunsch, zumindest eines Teils von Babyboomern, das Wohnen in einer Wohnung 

oder einem Haus mit Hilfe ist und diese Generation circa 16 Prozent im Jahr 2028 

ausmacht, ist eine gewisse Marktmacht in Deutschland gegeben. Die vier ausgemachten 

Einflussfaktoren auf die Wohnbedürfnisse der Babyboomer unterstützen den Aufbau von 

Standorten nach Quartierskonzepten, da Hilfe dort ein Bestandteil ausmacht. Erstens 

unterstützt das Wohnen im Quartier die individuellen Lebenskonzepte durch ein hohes 

Maß an Eigeninitiative, welches unabdingbar ist, in dieser Wohnform. Es erfolgt eine 

Orientierung an den Bewohnern und nicht an starren Strukturen, welche von 

Organisationen vorgegeben werden. Zweitens üben die finanziellen Möglichkeiten der 

Babyboomer einen entscheidenden Einfluss auf deren Wohnbedürfnisse aus. Zwar 

konnte in der Arbeit nicht näher darauf eingegangen werden, wie konkret sich die 
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Einkommen dieser Generation im Alter entwickeln werden, jedoch können 

Quartierskonzepte sich je nach Situation anpassen. Außerdem ergab die SROI – Analyse, 

dass es finanzielle Einsparpotentiale bei einem Leben im Quartier gibt und somit die 

Finanzen geschont werden könnten. Drittens sei die demographische Entwicklung ein 

Faktor. Im Quartier wird auf ehrenamtliches Engagement und strukturierte Netzwerkarbeit 

unter allen Wert gelegt. Dies bezieht auch die privaten Dienstleister mit ein. Dadurch 

sollen die weniger werdenden Ressourcen von Pflegefachkräften ausgeglichen werden 

und familienähnliche Nachbarschaftshilfen einen stabileren Lebensalltag ermöglichen. 

Viertens und letztens beeinflussen die möglichen Wohnformen am Markt die Bedürfnisse. 

Es sind bereits zahlreiche Wohnquartiere bzw. Wohnmöglichkeiten mit Elementen von 

Quartierskonzepten entstanden, welche die Nachfrage beeinflussen können. In den 

nächsten Jahren werden weitere Projekte entstehen und bis zu der Zeit, in der die 

Babyboomer zu Senioren werden noch mehr Gewichtung beigemessen.  

 

Konkrete Zahlen zu entstandenen Quartieren gibt es nicht, noch zu jenen welche geplant 

sind. Es war schwierig eine genaue Definition eines Quartiers abzuleiten bzw. seiner 

Erscheinungsform. Es konnten lediglich Elemente herausgearbeitet werden, welche 

grundlegend erfüllt sein sollten. Dies war möglich auf der Grundlage von bereits 

verwirklichten Quartieren und ihren Erfahrungen. Da die Form dieses Wohnens noch sehr 

wenig im Vergleich zu alt bekannten Pflegeheimen verbreitet ist, könnte es auch einige 

rechtliche Unklarheiten geben. Zunächst hat jedes Bundesland ein eigenes Landesgesetz 

zu neuen Wohnformen und dazugehörige Betreuungsleistungen, wodurch das 

Bundesheimgesetz untergeordnet wird. Ferner geben diese Gesetze nur einen Rahmen 

vor und keine konkreten Auflagen zur Ausgestaltung, wodurch im Nachhinein ein Quartier 

unter die Definition eines Pflegeheimes fallen kann. Damit Ungereimtheiten vermieden 

werden, könnte ganz im Sinne von Quartieren eine Kooperation von verschiedensten 

Netzwerkpartnern angestrebt werden. Die Ausgestaltung der Gesetzgebung würde einen 

basisdemokratischen Charakter erhalten, wenn Bürger bzw. Versicherte, 

Versicherungsträger und Dienstleistungsanbieter direkt in den Verhandlungen ihre Sicht 

der Dinge einbringen. Keine Frage, die Gefahr von Lobbyismus ist gegeben.         
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9. Fazit und Ausblick 

Es hat den Anschein, dass es bei einem Teil der Generation Babyboomer verstärkt den 

Wunsch gibt, im Alter eine Möglichkeit zum Wohnen mit Hilfe zu haben. Dieser 

gesteigerte Hilfewunsch, im Vergleich zu heutigen Älteren, ist jedoch mit dem 

gegenwärtigen strukturellen Aufbau des Pflegebereiches schwer umzusetzen. Zwar gibt 

es bereits Wohnmöglichkeiten mit Hilfe und Pflege, aber aufgrund von weniger 

werdenden Fachkräften im Gesundheits- und Pflegebereich, dem Fehlen von 

bedarfsgerechten Wohnungen und schwindender Familienstrukturen, zeigen sich 

mögliche Grenzen. Ferner war es kaum möglich eine umfassende Darstellung aller 

bereits vorhandenen Wohnformen im Alter zu geben, weil es keine klare Definition von 

ihnen gibt und dadurch deren Ausgestaltungen extrem variieren. Sich eine Übersicht über 

das aktuelle Angebot zu verschaffen ist für potenziell Interessierte Babyboomer 

schwerlich. Um mögliche Unklarheiten zu beseitigen, könnte es sinnvoll sein, wenn der 

Gesetzgeber rechtlich bindende Basisstrukturen bzw. -definitionen für Wohnformen 

vorgibt. Eine gewisse Sicherheit für die Mieter und Vermieter Seite wäre somit erreichbar.  

 

Um den möglichen Bedarf der Babyboomer nach Hilfe und Pflege abzudecken, gibt es 

bereits ein denkbares Konzept, welches der kommenden Herausforderungen begegnen 

könnte. Das Leben und Wohnen im Quartier erlaubt einen niedrigeren Einsatz von 

Pflegefachkräften, steigert die Selbstkompetenzen in Verbindung mit einem familiären 

Umfeld, passt sich durch bauliche Maßnahmen den Ressourcen der Bewohner an und 

kann die Kosten aller Beteiligten senken. Zwar gibt es einige Hürden zur Entstehung 

eines Quartiers zu überwinden, jedoch zeigen einige Beispiele, dass es möglich ist. 

Größere Hürden werden dabei gesehen die Finanzierung abzusichern und die geänderten 

Anforderungen an die Qualifizierung von Mitarbeitern. Dem Grundgedanken folgend, 

sollen mehrere private Personen und Dienstleistungsanbieter am Markt kooperieren und 

ein Netzwerk bilden. Dabei besteht die Schwierigkeit, wie sich die passenden Investoren 

zusammenfinden. Ein Ansatz könnte die Gestaltung einer Internetplattform sein, welche 

es regional und überregional ermöglicht sich auszutauschen und potenzielle Initiatoren zu 

finden. Ebenso ist die Finanzierung von ehrenamtlichem Engagement schwierig. 

Einerseits könnte die Gemeinde oder aber ein selbstgegründeter Verein die Finanzierung 

stützen. Dadurch, dass die Mitarbeiter von verschiedenen Dienstleistungsanbietern 

vernetzt arbeiten und die Anwohner bedarfsgerecht gefördert werden sollen, ergibt sich 

eine geänderte Arbeitsweise. Es erfolgt vielmehr eine Moderation, ausgehend von den 

Professionellen, um die noch vorhandenen Potentiale der Anwohner zu nutzen und Nicht-

Fachkräfte strukturiert anzuleiten.    
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Die Bedeutung des Wohnens und Lebens im Alter wird sich in den kommenden 

Jahrzehnten erhöhen. Weshalb eine stärkere Zusammenarbeit von Anbietern am 

Immobilienmarkt mit Dienstleistern im Gesundheits- und Pflegebereich ratsam ist. Die 

Koppelung beider Bereiche wird sich verdichten und per Gesetz ist es für Anbieter in der 

Pflege nur sehr schwer möglich die Bedürfnisse ihrer Kunden zu befriedigen. Deshalb 

sollte ein inkludiertes Verständnis der zukünftigen Aufgaben als Grundlage dienen.         
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Anhang 

 

Abb. 1 Befragung in Deutschland, Personen ab 50 Jahren; 500 Mieter, 600 Wohnungs-/ 

Hauseigentümer , 08.12.2010 bis 03.01.2011 (Statista, 2014)   
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Abb. 2 Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens (Hirschkorn, 2014, S. 17)    
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Abb. 3 Voraussetzung für Leistungsansprüche in den Pflegestufen I–III (Hirschkorn, 2014, 

S.31) 

 

Abb. 4 Pflegebedürftige des Landes Sachsen-Anhalt im Jahr 2011 (Leuchte, 2013, S. 7) 
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Abb. 5 Pflegebedürftige des Saalekreises im Jahr 2011 nach Versorgungsform (MS-LSA, 

o.J.)  

 

 

Abb. 7 Fachkräftemangel in Gesundheits- und Pflegeberufen (Bundesagentur für Arbeit, 

2013).  
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Abb. 8 Acht Portale zum Quartier (Schnur, 2008, S. 21) 
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Abb. 10 Netzwerktypen (Narten, 2008, S. 11). 

 

 

 

Tab. 1 Pflegebedürftige nach Art der Versorgung zum Jahresende 2011 (Statistisches 

Bundesamt, 2013, S. 9) 
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Tab. 2 Pflegebedürftige nach Alter und Pflegequote zum Jahresende 2011 (Statistisches 

Bundesamt, 2013, S. 9) 
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Tab. 3 Leistungsempfänger/ -innen 2011 nach Pflegestufen gesamt, Altersgruppen und 

Leistungsarten (Leuchte, 2013, S. 10) 
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Tab. 4 Leistungsempfänger/ -innen der gesetzlichen Pflegeversicherung in Sachsen-

Anhalt 2011 nach Kreisen (Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, 2013) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Tab. 5 Lebendgeborene in der DDR von 1955 bis 1968 in den Bezirken Magdeburg und Halle (Saale) (eigene Darstellung nach statistisches 

Jahrbuch der DDR) 

Lebendgeborene in der DDR in den Jahren 

  1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 

Bezirk Magdeburg 24024 22812 22116 22303 23767 23743 24587 23868 24624 22810 22335 21283 20498 19577 

Bezirk Halle 34652 32724 31435 30828 32862 32931 33461 33770 34044 32805 31736 30260 29079 28158 

= heutiges Gebiet  
Sachsen-Anhalt 58676 55536 53551 53131 56629 56674 58048 57638 58668 55615 54071 51543 49577 47735 

                              

Jessen 640 639 625 611 660 694 652 630 609 626 562 550 544 478 

                              

Landkreis                             

Artern 1196 1107 1083 1052 1124 1089 1131 1020 1051 977 1003 1019 921 859 

Aschersleben 1285 1242 1191 1150 1277 1305 1235 1294 1273 1188 1264 1164 1118 1026 

Bernburg 1829 1590 1590 1546 1619 1637 1711 1629 1618 1522 1475 1430 1408 1346 

Bitterfeld 2406 2214 2103 2221 2385 2273 2383 2453 2452 2389 2349 2115 2049 2053 

Eisleben 1907 1783 1742 1661 1762 1820 1739 1700 1641 1528 1461 1323 1263 1184 

Gräfenhainichen 745 706 675 694 765 800 813 715 802 750 677 667 658 586 

Hettstedt 1072 1086 1043 1019 1086 1039 1099 1005 1006 1005 998 932 860 840 

Hohenmölsen 874 761 805 729 808 764 734 703 615 668 548 538 471 451 

Köthen 1702 1725 1581 1504 1657 1596 1620 1733 1755 1556 1518 1399 1438 1389 

Merseburg 2543 2420 2312 2228 2353 2353 2382 2767 2762 2749 2692 2680 2414 2354 

Naumburg 1300 1193 1169 1147 1195 1221 1210 1202 1199 1181 1056 1068 967 938 

Nebra 683 652 638 652 665 665 645 630 586 561 557 484 503 513 

Quedlinburg  1611 1541 1479 1443 1510 1551 1646 1667 1659 1494 1585 1519 1458 1436 

Querfurt 850 833 764 745 706 724 689 728 702 636 622 567 492 498 

Roßlau 763 734 669 730 714 709 723 759 793 776 699 613 635 618 
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  1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 

Saalkreis 1790 1694 1581 1507 1534 1549 1545 1518 1556 1370 1343 1169 1213 1156 

Sangerhausen 1478 1369 1361 1297 1396 1482 1405 1347 1476 1421 1396 1371 1241 1223 

Weißenfels 1474 1539 1341 1379 1460 1437 1521 1434 1444 1399 1334 1272 1216 1172 

Wittenberg 1579 1516 1496 1504 1609 1674 1668 1706 1711 1679 1577 1563 1545 1446 

Zeitz 1798 1574 1613 1479 1552 1546 1668 1554 1651 1567 1519 1376 1367 1293 

Stadtkreis                             

Dessau 1431 1336 1333 1400 1525 1534 1610 1708 1724 1757 1557 1570 1436 1433 

Halle (Saale) 4336 4109 3866 3741 4160 4163 4284 4498 4568 4632 4506 4421 4243 3844 

Halle - Neustadt   163 500 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Tab. 6 Lebendgeborene in Sachsen-Anhalt von 1955 bis 1968 (Statistisches Landesamt 

Sachsen-Anhalt, 2014) 

    

Jahr 

Lebendgeborene 

Insgesamt 
davon 

männlich weiblich 

 
  

  
1955 58119 30228 27891 

1956 55068 28155 26913 

1957 53093 27339 25754 

1958 52690 27300 25390 

1959 56165 28868 27297 

1960 56279 29071 27208 

1961 57569 29628 27941 

1962 57248 29336 27912 

1963 58226 30096 28130 

1964 55264 28331 26933 

1965 53630 27676 25954 

1966 51074 26345 24729 

1967 49200 25273 23927 

1968 47354 24468 22886 
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Tab. 7 Bevölkerung in Sachsen – Anhalt 2012 nach kreisfreien Städten und Landkreisen 

in den Babyboomerjahrgängen (eigene Darstellung nach Statistisches Landesamt 

Sachsen-Anhalt, 2014) 

Einwohner 2012 in Sachsen - Anhalt  

  
1955 bis 1965  

geboren 
1959 bis 1968 

geboren 

Kreisfreie Stadt Dessau-
Roßlau  13.822 12.794 

Kreisfreie Stadt Halle (Saale)  30.789 28.573 

Kreisfreie Stadt Magdeburg  32.749 30.445 

Altmarkkreis Salzwedel  16.291 15.144 

Landkreis Anhalt-Bitterfeld  30.271 27.156 

Landkreis Börde  32.348 29.693 

Burgenlandkreis  33.001 29.992 

Landkreis Harz  38.838 35.443 

Landkreis Jerichower Land  17.510 16.104 

Landkreis Mansfeld-Südharz  26.070 23.285 

Saalekreis  33.468 30.552 

Salzlandkreis  35.328 32.222 

Landkreis Stendal  21.952 20.100 

Landkreis Wittenberg  23.825 21.679 

Sachsen - Anhalt insgesamt 386.262 353.182 
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Tab. 8 Geschätzter Bedarf an barrierefreien/- armen Wohnungen in den Bundesländern 

2011 (Kremer-Preiß/ Mehnert, 2014, S. 23) 
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